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Berlin, den -15. Mai 1938 19. Jahrgang

Handel mit Dfimiiieteurdpa
Durch die Wiedervereinigung Deutschösterreichs mit dem Deut-

schen R eich hat die gesamtdeutsche handelspolitische Situation gegenüber den« ost-
mitteleuropäischenStaaten gefestigt. Wenn sich auch im Gefolge des staatlichen Zu-
sammenschlusses in den Wirtschaftsbeziehungen des Deutschen Reiches (alten Umfangs)
und Oesterreichs mit den einzelnen Ländern Ostmitteleuropas gewisse Verschiebungen ein-

stellen werden (etwa in der Kohlenversorgung Qesterreichs oder in der Holzeinfuhr des

Reiches alten Umfangs), so erscheint es doch angebracht, an Hand der Außenhandels-
statistik der letzten Jahre die durch den« Zusammenschlußgeschaffene neue Lage zu prüfen.
Die Tabellen (siehe Seite 194) geben die Werte der reichsdeutschen und der österreichischen
Ein- und Ausfuhr der Jahre 1935 bis 1937 für die einzelnen Länder Ostmitteb
europas wieder.

Aus diesen beiden Uebersichten geht folgendes hervor: Sowohl der reichsdeutsche wie

der österreichischeAußenhandelmit den ostmitteleuropäischenLändern ist während der drei

letztenJahre gestiegen, und zwar der reichsdeutsche um 66 v. und der österreichischeum

18 v.H. Jm Rahmen des reichsdeutschen Gesamtaußenhandels
hat Qstmitteleuropa im Laufe der letzten Jahre an Bedeutung
g e w o n n e n ; der ostmitteleuropäischeAnteil an der reichsdeutschen Einfuhr ist von

12,7 v. auf 46,1 v. und an der reichsdeutschen Ausfuhr von 14,5 v· auf
v17,4 v.H. angewachsen. Dagegen hat Ostmitteleuropa für den öster-
reichischen Außenhandel in der gleichen Zeit relativ an Bedeu-

tu n g o e r l o r e n ; sein Anteil an der österreichischenEinfuhr ist von 36,5 v. auf
34,9 v. H., an. der österreichischenAusfuhr von 44,1 v. auf 40,7 v. zurückgegangen

Die wirtschaftlich-e Verflechtung Oesterreichs mit Ostmittel-
europa ist erheblich stärker als diejenige des Reiches (alten
U m fa n g s). Während Ostmitteleucopa im Jahre 1937 am österreichischenGesamt-
handel mit 38 v. beteiligt gewesen ist, hat sein Anteil am reichsdeutschenAußenhandel
nur 17 v. betragen. Außer Polen spielen die n o r d osteuropäischenStaaten für den

österreichischenAußenhandelso gut wie gar keine Rolle; dessen-Schwergewicht ist eindeutig
auf die sü d osteuropäischenStaaten gerichtet. O e st e r r e i ch s H a n d e l m i t O st -

mitteleuropa hat im Jahre 1937 zu 13 v.H. auf die nord- und zu 87 v.

a u f d i e sü d ö st l ich e n St a a t e n verteilt. Auch im reichsdeutschen Außenhandel
stehen die südosteuropäischenStaaten den nordöstlichenan Bedeutung voran. D o ch hat
der Anteil der nordöstlichen Staatengruppen am reichsdeutschen
Handel mit Ostmitteleuropa immerhin etwa 25 v. H. ausgemacht

Unter den ostmitteleuropäischenLändern ist im Jahre 1937 als A u ß e n h a n d e l s -

p a r t n e r d e s R e i ch e s Rumänien vor die Tschecho-Slowakei an die erste Stelle

gerückt. Die folgenden Plätze haben Südslawien, Ungarn und Griechenland besetzt.
Bulgacien und Finnland sind am reichsdeutschen Außenhandelmit etwa denselben Werten
wie Polen beteiligt gewesen. Jm weiten Abstand sind dann Lettland und Estland und

schließlichDanzig und Litauen gefolgt. Die geringe Beteiligung Polens
und Litauens am deutschen Osthandel fällt in die Augen. Jm
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Augenhapdcldes Deutschen Reiches (alten Umfangs) mit den Staaten Ost- und Südvstellkvpas

(Neiner Warenoerkehk in Mill.

Ausfuhr Einfushr
Lamm

T935 1936 1937 1935 1936 1937

«

49 2 53 6 78 2 41 1 46,1 70,1
Hisksnd« · « « «

j 11j4 17j6 19j9 13j1 13,8 23,7
Lettland

« · « « . «

. 27-9 31-2 28-4 31-1 33-2 45-7
Litauen J I

« ' « «

6-7 7-3 20-4 2,6 9-1 17,2
Meml —

— —
—-

—

—

Pochk
land .

.
48l0 53-0 7312 59-4 57-9 67-9

Danzig
· · · ·

. . 15-3 20-9 26,5 16,1 16,1 12,9
Ts echo-S"10ivakei"

«

. . 130-0 139-0 151-0 121,4 111-9 141,4Illigarien «

. . 39-9 47-6 682 41-4 57-6 71-8
Gkie enlaus

· ·

49-1 63-5 113-1 58,5 68-4 76,4
Südstkawjen 36,9 77,2 134,4 61,4 75,2 132,2
Umänjen 63,8 103,6 129,5 79,9 92,3 179,5

Ungarn . . . . 62,9 83-0 110,5 77,9— 93,4 114,1

O tmitt ,

541 1 697 5 9533 603 9 675 0 952,9
GLsamtEkåldråpck: I Z . 426917 476812 5911-0 415817 421719 5468-4

Handels BritmI te euro. a am e-

famthandel .p . . . 12,«70-o 14-60-0 16,10-o 14,50-o 16,0(x, 17,4«IZo

AußenhqndelOesterreicho mit den Staaten Ost- und Südosteuropas
s

(Reiner Warenoerkehr in Mill. S.)

Aus-fuhr Einfuhr
Länder

.

1930 I 1936 1937 1935 I 1936 1937

Finnland — 3-8 711 — 0«9 1«0
Estlcmd .

— 0-5 0-7 — 0-3 M
Lettland .

— 0-7 1-0 — 0-5 0-3
Litauen — Y? 1-5 — 1«8 1«2
Polen 35,4 41,z 53,2 76,5 73,4 67-1
Danzi . . . . 0-3 0-4 0-3 0-0 0-1 0,0
Tschecknglowakei 63-6 7170 875 154-8 144«0 160«3
Bulgarien . 11,6 10-8 9-6 10-0 7-9 13-4
Griechenland 9-7 11-3 16-8 9-1 8«4 Yo
Südflawien 54x2 49-0 66-6 82-5 76-8 HGB
Rumänien 55-8 66-3 68-6 84-1 101-5 87 4

Ungarn 96,3 94,4 111,2 115,0 118,3 131-7

Oftmitteleurvpa 327-1 351-4 424-1 532-0 533,9 592«3
Gesamthandel . 895,0 951,9 1216,9 1206,2 1249,2 1453-«7

»kteslHandels Brittm e euro a am e-

famthandel .p . . .

- 36-50-o 38-00XO 34-90XO 44-10-0 42-80-0 40l70xo

gleichen Jahre hat von den ostmitteleuropäischenLändern als H a n d e l s p U k k U E k

Oesterrehchg die Tschecho-Sloroakei, dicht gefolgt von Ungarn, den ersten Platz
innegehabk. Auf den nächstenPlätzen haben Südslatoien,Numänien Und Polen gestasldem
Jn weitern Abstand sind Griechenland und Bulgarien, dann Finnland, die baltischen
Staaten und Danzig gefolgt.

Von besonderem Interesse ist die nachstehende Uebersicht,die ein Bild von der Be-

deutung gibt, die das Deutsche Reich fiir den Außenhandelder ostmitteleuropaischen
Länder besitzt. Die Tabelle oerzeichnet die Anteile deg Deutschen Reiches Und QestekcelchS
ander Ein- und Aue-fuhr dieser Länder während der drei letztenJahre (lmch der Handels-
statistik der betreffenden Länder).
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Deutschlands l Oesterreichs Deutschlands l Oesterreichs

L z q d e k Anteil a. d. Au s M d. betreff. Landes Anteil a. d· d. betreff. Landes

1935 1936 1937 1935 I 1936 1937 1935 I 1936 I 1937 1935 I 1936 I 1937

innland . . . . . . . 9,5 10,0 13,1 0,1 0,2 — 20,3 18,9 19,5 0,9 0,8 —

stkand . . . . . . . . 24,4 22,5 30 5 0,1 o,1 — 26,3 29,8 36,1 0,5 o,4 —

Lettland . . . . . . . . 33,3 30,8 35,3 o,3 o,4 0,2 36,8 38,4 27,0 0,5 0,5 o,4
Litauen . . . . . . . . 3,6 10,8 16,5 0,8 0,9 1,1 11,4 9,2 21,8 1,6 1,6 0,8

Boten-Damm. . . . . . 15,1 14,2 14,0 6,4 5,7 4,9 14,4 14,2 14,5 4,8 4,5 4,6
s echq-Slowakei . 14,9 14,5 13,7 9,5 8,9 7,3 17,3 17,5 155 4,6 4,4 4,2

Vu ganen · . . . . . . 48,o 47,6 43,1 4,6 3,0 4,0 53,5 61,0 54,8 6,4 5,7 3,4
Gxie enxand . . . . . . 29,6 36,4 30,51) 1,4 2,3 1,71) 18,7 22,5 27,11) 2,0 2,1 2,5
Sudi»a1p:en . . . . . . 18,7 23,7 21,7 14,3 14,6 13,5 16,2 26,7 11,9 10,3 10,3
Rumamen . . . . . . . 16,7 20,7 20,01) 12,6 8,6 6,91) 23,8 39,0 28 71) 10,8 14,8 9,3
Ungarn . . . . . . . . 23,9 23,1 24,1 19,1 17,2 16,9 22,7 25,8 , 18,8 16,6 18,o

1) Vorläufig.

Zieht man für das Jahr 1937 die reichsdeutschen und österreichischenAnteile an der
Ein- und Aussuhr der ostmitteleuropäischenLänder zusammen, so erhält man (unter
Außerachtlassungder zu erwartenden Verschiebungen) e i n u n g e fä h r e s B i l d v o n

der handelspolitischen Stellung des durch den Anschluß Oester-
reichs vergrößerten Reiches gegenüber diesen Ländern. Es hat der

gesamtdeutscheAnteil an der Ein- und Aussuhr im Jahre 1937 betragen in v.

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr
Finnland . · . . 13,1 19,5 Bulgarien . · . . . 47,1 58,2
Estland . . . . . 30,5 26,1 Griechenland . . . . 32,2 29,6
Lettland . . . . 35,5 27,4 Südslawien . . . . 35,2 42,7
Litauen . . . . . 17,6 22,6 Rumänien . . . . 26,9 38,0
Polen-Danzig . . 18,9 19,1 Ungarn . · . . . . 41,0 44,2
Tschecho-Slowakei . 21,0 19,7

Demnach ist der deutsche Anteil am Außenhandelder sü d o st e u r o p ä i s ch e n Länder

am höchsten.Er steigt über 40 v. in Südslawien, Ungarn und Bulgarien und beträgt
mehr als 30 v. in- Griechenland und Rumänien. Das Deutsche Reich steht im Augen-
handel dieser Länder an erster Stelle. Auch in Estland und Lettland steigt der

deutsche Anteil auf etwa 30 v. Um 20 v. bewegt er in der Tschecho-
Slowakei und in Litauen. Unter diesem Satz bleibt er lediglich in Finnland
und Polen-Danzig.

Entwicklung des Wicnakonsiittes bis 1923
Wo immer vom Ausgang des 19. Jahrhunderts an von der zahlenmäßiggeringen

nationallitauisch eingestellten Intelligenz der Gedanke einer politischen Wiederauferstehung
Litauens in irgendeiner Form gedacht wurde, da galt es als ganz selbstverständlich,daß
Wiln a dessen Hauptstadt sein werde. So war es z. B. im Jahre 1 90 5, als in

Wilna etwa 2000 Litauer zu einem »Landtag«vereinigten, der im Rahmen des Inten-
reiches die Bildung eines autonomen Teilstaates verlangte, welchem alle ethnographisrh
litauischen Gebiete zugeteilt werden sollten, ,,einschließlichjener Nachbargebiete, die aus

wirtschaftlichen, nationalen und sonstigen Gründen nach diesem gravitieren und deren

Bewohner durch Volksabstimmung für den Anschlußaussprechen würden«. Auch als
mit dem Ausb ruch des Weltkrieges der litauische Selbständigkeitsgedanke
neuen Auftrieb erhielt, blieb der Anspruch auf Wilna bestehen, so als ein Kongreß
d er A me rika l i t a u e r, der im Oktober 1914 in Chikago tagte, einen eigenen Staat

verlangte, der unabhängig von Polen sein und neben einigen anderen Gebieten in der

Hauptsache die ,,litauischen. Gouvernements« umfassen sollte, d.h. die Gouvernements

Kowno, Grodno und Wiln a. Greifbarere Formen aber konnten all’ diese Hoffnungen
und Bestrebungen der litauischen Jnlands- und Auslandsrevolutionäre erst nach der

Besetzung der westrussischen Gebiete durch die Truppen der Mittelmächte und nach dem

Sturze des Zaren annehmen, dessen Person den Gedanken der territorialen Unverletzlich-
keit Rußlands symbolisierte. Erst jetzt war der Weg zu einer eigenen litauischen
Staatlichkeit frei.
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Jm September 1917 wurde in Wilna die »Li-IZk yb a", ein Nationalrat, gewählt, der

einige Monake späkek, am 46. Februar 1918, die U n a b h ä n g i g k e it L i t a u e n s

Proklamierte, die am 23. März 4918 votp Deutschen ReicheAnkkkllnnk wurde« Von den

deutschenBesatzungsbehördenwurde Wilna als zu dem künftigen litauischen Staate

gehörigbetrachtet. Im Rahmen der vom Deutschen Reiche geplanten Staaten, die im

Jriedengverkrag Von Brest-Lit»owsk»ihrenNiederschlag fanden, war für
ein po l njsch es Willle kein Platz. Das Bild veranderte sich,als mit dem Ausbruch der

Nebolution in dek Heimat der Zusammenbruch dek deutschen militä-

Fischen Machkstellung im Osten einsetzte. Wie die Polen, so versuchten
letzt cluch die Litauer das Gesetz des Handelns Un zU reißen. Hemdelke es sich Aber

für die Polen darum, ihre territorialen Forderungen,denen die deutsche Politik bis dahin
Einhalt geboten hatte, in die Tat Umzusetzekhso sahen sich die Litauer vor die Aufgabe
gestellt, dag, wag sie mit deutscher Hilfe erlangt hatten, gegen die konkurrierenden

Ansprüchefremder Nachbarn zu halten· Am 11.November 1918 wurde in Wilna
die erste litauische Regierung gebildet Sie konnte sich Noch für einige
Zeit des Schutzes dek deutschen Trupp-enerfreuen. Aber der deutsche Befehlghabek m

Wilna, General Von Falkenhayn, erklutke- betßohne die Bereitstellung Uellek kampf-
kräftigekTeuppem die Skadk »trotz der militärischen,wirtschaftlichen und politischen
Folgen dee damik eingelejkeken Preisgabe litauischen Gebietes-« Anfang Januar vor den

nachdrängendenbolschervistischenTrupp»engeräumt werden müsse. Am 4. JAUUAr
1919 wurde lena planmaßig von den deutschen Truppen
g e r ä u m t. Jn dem Wettlauf, der nun einsetzte,blieben die B o l s ch e w ist e n die

Sieger. Sie besetzten am 5. Januar 1919 die von politischer und nationaler Unruhe
gärendeStadt. Die litauische Regierung war bereits vorher nach Kalten

B E fl ü ch t e t.

,

Wian blieb nur kurze Zeit in bolfchewistischeeHand. Die Kräfte der Roten Armee

wurden durch das deutsche Unternehmen im Baltikum in Anspruchgenommen. Die dclmik

verbundene Schwächnngdet- bolschewistischenPosition in Wilna suchten sowohl die Polen-
wie die Litauer dazu zu benutzen, um die strittige Stadt in die Hand zu bekommen-

Während aber die Anfang Apki11919 einsetzendenVorstöße der Litauer
in Richtung auf Wilna bald stecken blieben, hatten die Polen Erfolg;a111
23. April konnten sie in Wilna eindringen und die Stadt gegen wiederholte
bolschewistischeGegenangriffe behaupten. Um dieselbe Zeit wurde Grodno von den

deutschenBesatzungstruppen im Zuge ihres planmäßigenAbmarsches d e n P o l en

Ub ekg eb en. Die litauischen Versuche, Polen zur Bildung einer gemeinsamen Kampf-
front gegen die Sowjetunion zu bewegen, wobei man Wilna dem litauischen Front-
abschnitt zugeteilt wissen wollte, verlieer im Sande. Am 1 8. Juni i 91 9 legte der

Chef der französischenNkilitärmission in Kauen, Oberst Neboul, eine D e m a r -

kationslinie fest, die dazu bestimmt war, die Operationsbereicheder polnischen und
»

litauischen Truppen von einander zu trennen. Die Linie verlief von Augustowo am

Augustower Kanal entlang nach Rotnica (südlichvon Druskieniki) Und Orany (an der

Bahn GrodnoOünaburg),von da an 5 Kilometer westlich dieser Bahnlinie entlang,
wobei die Benutzung der Bahn und die Stadt Wilna den Polen zugesprochen wurde.
Die Linie näherte sich, außer im Gebiet von Suwalki, im allgemeinen der späteren
litauisch-polnischenGrenze. Am 26. Juli 1919 wurde das Gebiet südlich
v o n A u g u st o w o , soweit es noch von deutschen Truppen besetztwar, ordnungsgemäß
in polnischen Besitz übergeleitet. Inzwischen dehnten die Polen ihre Front
gegen die Bolschewistenb i s z u r D ü n a aus und reichten bei Dünaburg den lettländischen
Truppen, unter denen auch die Baltische Landeswehr befand, die Hand.

Jn Paris konnte man in der Frage der Ostgrenze Polens zu keiner Einigung
kommen. Frankreich war wohl bereit, Polens Wünsche nach Möglichkeit zu erfüllen-
glaubte damals aber noch, auf die Empfindlichkeit der ,,Weißrussen«Rücksicht nehmen
zu müssen. Da die anderen Großmächte für die polnischen Expansionsbestrebungen wenig
Verständnis aufbrachten, kam man schließlichdahin überein,d i e e th n o g r a p h i fch e

Grenze zur Ostgrenze Polens zu machen. Demgemäßsetzte der Oberste
R at am 8. D e z e m b e r 1 9 1 9 als die Ostgrenze Polens die später unter dem Namen

-,Curzon-Linie" bekannt gewordene Linie fest: Die Grenze sollte mit der bis-

herigen kongreßpolnischen—Ostgrenzedecken; jedoch sollten die nördlichen Teile des
Gouvernements Suwalki (etwa in Uebereinstimmung mit der Demarkationslinie vom
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18. Juni 1919) an Litauen fallen, während drei Kreise des Gouvernements Bialystok
Polen zugeteilt werden sollten. D i e P o l e n lehnten diese Grenzziehung mit aller Ent-

schiedenheit ab. Sie waren entschlossen, die Westmächte vor eine

vollendete Tatsache zu stellen.
So be ann d a s J a h r 4 9 2 0 mit dem Aufmarsch der polnischen und bolschewistischen
Kräfte. Dempolnischen Vorstoß nach Kiew, das am 8. Mai 1920 besetzt wurde, folgte
der bolschewistische Gegenstoß, der, am 19. Mai beginnend, die pol-
nische Nordostfront mit ungeheurer Schwungkraft überrannte.

Angesichts des drohenden Zusammenbruches zeigte sich P o l e n zu einem Nachgeben
gegenüberLitauen bereit; es erkannte am 4. Juli 1920die staatliche Selb-

st ä n d i g k e it L i t a u e n s a n. lLitauen seinerseits versuchte, in der Wilnafrage mit den

Bolschewisten auf Kosten Polens zu einer Einigung zu gelangen. A m 1 2. J u li 1 9 20

schloßLitauen in Moskau seinen Frieden mit der Sowjetunion. Zwei Tage
darauf mußten die polnischen Truppen Wilna verlassen und die Stadt
wurde zum zweiten Male für kurze Zeit von den Bolschewisten besetzt. Die Litauer
rückten langsam in die von ihnen geforderten und ihnen von der Sowjetunion zuerkannten
Gebiete von Wilna, Grodno und Suwalki ein. Da brach der Vormarsch der Roten

Armee vor Warschau zusammen· Bei der Verfolgung der zurückflutendenbolschewistischen
Truppen stießen die nachdrängendenPolen bei Suwalki mit litauischen Truppen zu-

sammen. Wieder schalteten sich jetzt zur Vermeidung weiterer Zusammenstößedie West-
mächte ein. A m 7. O k t ob e r 1 9 2 0 kam unter ihrer Kontrolle in S u w a l ki ein

Abkommen zustande, durch das eine D e m a r k a t i o n s l i n i e zwischen den feindlichen
Parteien festgelegt wurde, die Wilna den Litauern ließ. Z w e i T a g e sp ä te r a b e r

vertrieben polnische Truppen unter Führung des Generals Zeligowski die

schwachen litauischen Formationen aus Wilna. Nachdem Polen am

Nach dem Einfall litauischer Truppcn ins Memelgebiet, der im Schatten eines größeren
Ereignisses, des französisch-belgischen Einbruches ins Ruhrgebiet erfolgte, entsandte die Bot-

schafterkonferenz eine Sonderkotnmiision ins Memelgebiet, um durch
diese die dortigen Verhältnisse prüfen zu lassen. Die Kommission, die aus dem Franzosen-
Clinchant, dem Jtaliener Aloisi und dem Engländer Frv bestand, legte arn s. März 1923
der Botschafterkonferenz einen Bericht vor, dem die nachstehenden Sätze entstammen:

»Um die Gefühle und Bestrebungen der memelländischenBevölkerung besser zu verstehen, ist es

nötig, einen kurzen Ueberblick über die Geschichte des Memelgebietes zu geben. Inkka die

älteste deutsche Stadt in Ostpreußen, hat niemals zu Litauen gehört.
Jm 13· Jahrhundert trafen Ritter vom Schwertbrüderorden, einem Zweig des Deutschen Ordens,
aus Riga kommend, auf der Stelle ein, wo heute Memel steht, bildeten dort eine Kolonie und
und bauten eine Burg · . . Ja der Stadt wohnen fast nur Deutsche. Anders
kann es ja auch nicht sein, da die deutsche Grenze seit 500 Jahren unverändert geblieben ist.«
»Die Ostgrenze des Mem.elgebietes, die frühere russisch-deutsche Grenze, stellt

eine wirkliche Scheidung ohne Uebergang zwischen zwei verschiedenen
Z i v i l i sa t i o n e n d a r. Mindestens ein Jahrhundert trennt sie von einander. E s i st e i n e

richtige Grenze zwischen West und Ost, zwischen Europa und Asien.«
»Hier, (d. h. im MemelgebieO ist die Bildung so weit fortgeschritten, daß nicht einmal unter

den Dorfbewohnern, von denen eine große Anzahl litauisch und deutsch zugleich spricht, Analphabeten
zu finden sind. Eine großeAnzahl gut erhaltener Wege verbindet die Dörfer unter einander. Das
Land wird nach den neuesten Methoden bearbeitet. Der Kleinbesitz entfaltet sich ebenso wie der

Großbesitz.«
,,D o r t dagegen sind die Dorfbewohner v e r e l e n d et ; nur die im russischen Heer gedienten

Männer haben ein wenig rudimentäre Bildung genossen. Wege sind wenig oder
ü b e r h a u pt nicht v o r h a n d e n. Der Bauer, der das Land nicht zu säubern und zu düngen
versteht, läßt es zwei Jahre brach liegen, bis er es neu bestellt. Die Holzbude, in der er wohnt,
ist kle i n u n d s ch m u tz i g . . . Es können auch noch andere Unterschiede angeführt werden.
Die Bewohner Großlitauens sind Katholiken, dagegen sind die Bewohner des Memelgebietes
P r o te st a n t e n. Die litauische Sprache hat sich nicht in der gleichen Weise diesseits und

jenseits der Grenze entwickelt-«
»Ein großer Teil der Litauer memelländischenStammes fürchtet sich vor einem Anschluß an

Litauen ohne genügende autonome Garantien . . . W ä h r e n d sich sä m t l i ch e F ü h r e r

der Deutschen, mit denen die Kommission zusammentraf, für einen

Volksentscheid . . . aussprachen, zeigte kein Taryba-Litauer den Wunsch
nach einem P lebiszit. Diese Tatsache zeigt deutlicher als alle Statistiken, daß die Mehr-
heit der Bevölkerungnicht litauisch it.«
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1 2. O k t o b e r 1 9 2 0 zu einem Vorfriedensschlußmit der Sowjetunion gelangt war,
war seine Posttion in der Wilnafrage wieder gefestigt. Es machte daher auch auf die

polnische Regierung wenig Eindruck, als der V ö l k e r b u n d s r at am 14. Oktober 1920

von ihr die Wiedergutmachung des von ihr begangenen Rechtsbruches und d i e Z u r ü ck -

ziehung der polnischen Truppen aus Wilna verlangte. sDie polnische
Regierung erklärte, den General Zeligowski- der ein Meuterer sei, nicht zur Verant-

wortung ziehen zu können. Zu gleicher Zeit schickte sie weitere Truppen in das

okkupierte Gebiet.

Polen hatte die vollendete Tatsache, deren es zur Festi ung- seiner Stellung im Osten
bedurfte, geschaffen. Am 1 8. März 1921 wurde in iga der Frieden mit der

Sowjetunion unterzeichnet. Darin trat die Sowjetunion an Polen zwar einen

schmalen, bis zur Düna reichenden Korridvr ab, der die unmittelbare Verbindung mit

Lettland herstellte, sie lehnte es aber ab, Polen das Wilnagebiet zu-

zuerken nen, dessen rechtmäßigenBesitzer sie nach wie vor in Litauen sah. Dieselbe
Auffassung herrschte auch bei den Westmächten vor. Auf Vorschlag des Völkerbundes

fanden im April 1921 in Brüssel Verhandlungen zwischen Polen
u n d L i t au e n statt, die aber zu keiner Einigung führten; daraufhin wurde ein neutraler

Experte, der Belgier H y m a n s , mit der Ausarbeitung eines E i n i g U n g S v o r -

schlags beauftragt. Diesem Vorschlag gemäß sollte dielitauisch-polnifche ernze sich
im Bereich des ehemaligen Gouvernements Suwalki mit der ,,Curzon-Linie«decken, und

dann östlichnach Druskieniki, von dort aus südlichüber Stara Ruda und Jeziory nach
Wola an der Memel, weiter an der Memel aufwärts bis zur Einmündung der Beresina
und von dort in östlicherRichtung bis zu der im Rigaer Friedensvertrag vom 18-Mäkz
festgesetztenrussischenGrenze verlaufen. Nach dem Hymansschen Vorschlag sollte Lttauen

ein in die autonomen Kantone Kauen und Wilna zerfallender Bundesstaat werden. Dar-

über hinaus sollte zwischen Litauen und Polen eine gewisse Zusammenarbeit auf außen--
politischen, militärischenund wirtschaftlichen Gebieten erfolgen. Obwohl dieser Vorschlag,
der dem ,,Bundesstaat Litauen« große,einwandfrei nichtlitauischeGebiete zuwies und eine

weitgehende Bindung an Polen vorsah, als eine erste Etappe auf dem Wege zu der von-

der französischenPolitik erstrebten Union Litauens mit Polen anmuten mußte, nahm die

litauische Regierung diesen Vorschlag am 27. IRai 1921 als Grundlage für weitere

Verhandlungen an. Polen aber suchte Zeit zu gewinnen. Es ging, nachdem der V ö l k e r -

bundscak den Vorschlag am 28. Juni 1921 einstimmig geneh-
m i gt hatte, zum Schein auf die von Genf gewünschtenneuen Verhandlungen mit Litauen

ein, die am 15. Juli 1921 begannen und zu einigen Aenderungen an dem Hymansschen
Vorschlage führten.

Der Völkerbund glaubte jetzt endlich am Ziel seiner Wünsche und schlug
den Parteien im September 1921 die Annahme des veränderten Vorschlages vor. P o l e n

jedoch lehnte ab. Polen hatte inzwischen seine Stellung im Wilnagebiet gefestigt.
General Zeligowski hatte das von ihm okkupierte Gebiet unter der Bezeichnung .

,,Mittellitauen« als eigenen »Staat« proklamiert. Am 47.November
1921 beschloßder Warschauer Sejm die Durchführung von Wahlen im Wilna-

g e b i e t. Diese fanden a m 8. J a n u a r 1 9 2 2 unter dem Druck der polnischen
Okkupationsarmee statt. Die aus Weißrussen, Juden und Litauern bestehende Mehrheit
des Wilnagebietes boykottierte die Wahl, so daß deren Ergebnis keinesfalls als eine

Bekundung des Willens der Bevölkerung dieses Gebietes angesehen- werden konnte.

Trotzdem beschloßder auf diese Weise gewählteW i l n a e r S ej m a m 2 0. F eb r u a r

1922 den Anschluß des Wilnagebietes an Polen, und am 24.E)Närz
1922 bestätigteder Warschauer Sejm diesen Beschluß.England, Frankreich und Jtalien

beschränktensichdarauf, Polen vor einer --al1nex10n pure et simp1e·«zu warnen. Diesem
Einspruch der Westmächtetrug die polnische Regierung in der Weise Rechnung, daß sie
dem annektierten Gebiet eine gewisse A u to n o m i e zu geben versprach, ein Versprechen,
das später natürlich nicht eingelöstwurde. Auf den litauischen Vorschlag, den Wilna-

konflikt dem S ch i e d s g e r i ch t s h of im H a a g zu überweisen,ging Polen nicht ein.

Am 18. April 1923 ergriff es offiziell vom Wilnagebiet Besitz.
Damit aber war der aktuelle Streit mit Litauen noch nicht beendet: Es gab nochs

keine festgezogene litauisch-polnische Grenze. Diesem gefährlichen
Zustand versuchte die Botschafterkonferenz am Z. Februar 1923 dadurch
ein Ende zu machen, daß sie zunächsteinmal eine n e u t r a l e Z o n e zwischen den beiden
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Fronten festsetzte. Polen drängte auf eine endgültigeVereinigung des Wilnakonfliktes
Es berief dabei auf den Artikel 87 des Versailler Diktates, dem-

zufolge die in diesem Diktat noch nicht gezogenen Grenzen durch die alliierten und

assoziierten Mächte festgesetztwerden sollten. Die Situation war günstig für Polen.
Denn am 10. Januar 1923 waren litauische Truppen in das bis dahin unter französischer
Verwaltung stehende M e m e l g e b i et eingefallen, und Litauen hatte dadurch die Pläne
der französischenDiplomatie durchkreuzt, die daran gedacht hatte, Litauen bei passender
Gelegenheit durch die Auslieferung dieses deutschen Gebietes dem Gedanken einer Union
mit Polen gefügig zu machen. Am i 5.E)Närz1923 kam es zu derEntscheidung
der Botschafterkonferenz über die polnischen Ostgrenzen, durch
die Polen von den Westmächten im Besitze des Wilnagebietes anerkannt und die Mittel-
linie der am Z. Februar festgesetzten neutralen Zone als Grenze zwischen Litauen und

Polen vorgesehen wurde. Die Grenzfestsetzung wurde »der Sorge der beiden interessierten
Negierungen überlassen, die allen Spielraum haben, im gemeinsamen Einverständnis zu
Einzelberichtigungen zu schreiten, die sie an Ort und Stelle als unerläßlich erkennen."

L i t a u e n l e h n te e s a b , durch diese Entscheidung der Botschafterkonferenz
als gebunden zu betrachten. Es hielt seinen Anspruch auf das Wilnagebiet
weiterhin aufrecht, und zwar in den Grenzen, die im Moskauer Frieden
vom 12. Juli 1920 vereinbart worden waren. Es betrachtete sich als
weiter mit Polen im Kriegszustande befindlich und erkannte die von der Botschafter-
konferenz gezogene Linie nicht als rechtmäßigvereinbarte Grenze, sondern lediglich als eine

durchGewaltund Nechtsbruch erzwungeneVerwaltungslinie an-
«

Dr.K.

Tfchechen und sudeiendeuifche Auionomie
Die Tschechen haben auf die Forderung des Sudetendeutschtums

n a ch v ö l l i g e r S e l b st v e r w a l tu n g ihres Heimatgebietes mit einem entschiedenen
»Niemals« geantwortet. Aus den verschiedenen Begründungen,die sie für ihre Ablehnung
anführen, kristallisieren zwei Punkte heraus: 1. Die Forderung nach Selbstverwaltung
entspränge»den faschistisrhen Zeitströmungen«,die zu den demokratischen Prinzipien der

Tschecho-Slowakei im Gegensatz stehen; Die Siedlungsstruktur der Deutschen und

Tschechen böten keine Voraussetzung für eine nationale Zweiteilung der Sudetenländer.

Daß die tschechischenBegründungen in keinem Punkte stichhaltig sind, sei in folgendem
kurz bewiesen: Nach dem Berwaltungsstand in Böhmen, Mähren und Schlesien vom

30. April 1934 und vom 15. April 1935 (Quelle: ,,Statistisches Gemeindelexikon von

Böhmen, Mähren und Schlesien", herausgegeben vom Statistischen Staatsamt in Prag)
ergibt in der Tschecho-Slowakei«folgender Tatbestand: D a s d e u t e S i e d -

lungsgebiet mit deutscher Bevölkerungsmehrheit zählt nach dem

amtlichen Ergebnis der Volkszählung vom Jahre 1930:

3 466 O r t s g einein d e n
, das sind 22 v. der 15 734 Gemeinden im Staat.

Diese deutschen Gemeinden umfassen e i n e g e s ch l o s se n e F l ä ch e v o n 27 793 qkm,
das sind 18,8 v. des gesamten Staatsraumes, der 140 493 qkm umfaßt, und beherbergen
3272 779 Einwohner, das sind 22,2 v. H. der gesamten Staatsbewohner, deren Zahl
14 729 536 beträgt.

Von diesen 3272 779 Einwohnern sind 2823 537 Deutsche, das sind 87,4 v. aller

Staatsangehörigendeutscher Nationalität; unter den 449 242 übrigen Einwohnern der genannten
deutschen Gemeinden befinden sich 366153 Tschechen und Slowaken, das sind 3,8 v. H. aller

Staatsangehörigen tschechisrher und slowakischer Nationalität, ferner 13 092 Angehörige ver-

schiedener Nationalität, das sind 0,8 v. aller Staatsangehörigen dieser Kategorie, und

69 997 Staatsfremde, das sind 28,3 v. aller Staatsfremden, wobei zu bemerken ist,
daß es sich bei dieser Ziffer vorwiegend um d e u t s ch e S t a a t s a n g e h ö r i g e handelt.

Nach dieser Uebersicht ergibt also, daß von insgesamt
15 759 Gemeindenin der Tschecho-Slowakei3466 eine absolute
deutsche Mehrheit aufweisen, und daß diese 21,99 v.H. von allen

Gemeinden im Staate darstellen. Rund 20 v.H. des gesamten tschecho-
slowakischen Staatsraumes ist deutsches Mehrheitsgebiet. Jn ihm wurden
1930 nicht weniger als 87,4 v. aller Sudetendeutschen gezählt. Nur insgesamt 408 151
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staats-AngehörigeDeutsche leben Als «Mlnderheit« innerhalb des geschlossenentschechischen

Siedlungsraumes, das sind nur 12,6 v. Aber selbst v o n d j e s e n r u » d 4 0 0 0 0 0

Minderheitedeutschen lebt Ungefähr die Hälfte im Anschluß

an den Sesrhldssenen sudererldeurschen Siedlungsraum, während

die andeke Hälfte als Sprllchlnseldeurschkllmebenfalls in ihrem Siedlungsgebiet eine

absolute Mehrheit darstelle- Dle Tskhechen im geschlossenensudeten-

deutschen Siedlungsraum bilden keine bodenständige Min d e kh eit, sondern

sind im Zuge der seit dem Jahre 1918 betriebenen E n k n a k i o n a l i s i e r u n’g s -

mcTßklclhnien als Beamte, Arbeiter und Siedlek in das deutsche

Gebietgekommen. ,

Damlr lst kein zahlenmäßlgdel-· geschlossesleBesltzskandin den Sudetenländern erwiesen;
und die tschechischeBehauptung, daß durch die Siedlungsverhältnissein den Sudetenlandern

die Voraussetzungen für eine nationale Zweiteilung fehlen, ist widerlegt. Wenn man

heute tschechischerseits,wie es jüngst dek kschechlscheMinisterpkäsidentH o d z a getan
hak- Auf die eingewanderte tschechlseheMinderheit in den sudetendeutsrhenGekleken
verweist, die eine Gewährung der nationalen Autonomie an die Sudkkendkukschen unmoglich

mache- dann sei darauf geantwortet, daß es, von allenNechtsbeg rü nd,Ungen
vollkommen abgesehen- den ln der Tschecho-Slowakel ver-

tretenen demokratischen Prinzlplen widerspricht, wenn wegen

der 3-8 V·H· Föhlenden rschechlschen Minderheit, die über das gesamte
sudetendeutscheGebiet verteilt ist und mancherorts kaum mehr als ein paar Familien

zählt, die 87,4 v..H. betragende deutsche Mehrheit Um das Recht

der souverän-n Selbstverwaltung seines völkischen Besitz-

st a n d e s b e t r o g e n w i r d· Das Sudetendeutschtum würde den Tschechen die gleiche

Behandlung in seiner autonomen Häuslichkeiteinräumen, die die Tschechen und Slowaken

den 148 162 Deutschen der 484 ludetendeukschenSPrrlrhlklselgetneindenUnd den 66 265

Deutschen der 69 Sprachinselgemeindender Karpathenländer(in all diesen Gemeinden

haben die Deutschen die absolute Mehrheit) angedeihen lassen würden Die Tschechen
haben also das Schicksal ihrer Minderheit im geschlossenen Sudekenmum auf alle

.

Fälle in der Hand.
Wenn die Tschechen heUke behaupten- die Forderung nach nationaler Autonomie

entspringe ,,faschisiischenZeitsirömungen«,dann sei daran erinnert, daß es die Tschechen

selbst gewesen sind- dle seit den Seurmkagen des Jahres 1848 ständigdie Forderung nach

Selbstverwaltung entsprechend der Siedlungsstruktur der Deutschen und Tscherhen

gefordert haben. Ein paar Beispiele: Jn der bekannten W e n z e l s b a d v e r s a m rn -

lu n g a m 1 1. M ä rz 1 8 4 8 ,
die die Nevolutionstage in Böhmen einleitete, forderten

die Deutschen und Tschechen gemeinsam: »die vollkommene Gleichberechtigung dek b ö h -

mischen und deutschen Nationalität in allen böhmjschmLändern«· Jm

Kremlierer Versassungdrruesehllß, der vom 23. bis 25. Januar

1 8 4 9 über eine neue Verfassung des Habsburgerreiches beriet, beantragte der Tschechem
führer Franz P a l a rk t) folgende Ländergruppem

«1« deullchöstekkelchlsche-«2- dödmllche-
3· Polnllche- 4s illyklscheUnd 5. italienische Länder;

sÜk die hier nicht repräsentierten Länder
wäre dann die Einteilung in: 6. südslawische,7. mad-

jarische und 8. wallachische Länder. Jch rechne nun zu der eksten Oestekkejchob Und unter der

Enn6, Steiermark, Kätnten, Salzburg, Deutsch-Tirol, Vorarlberg, dann Deutsch-Böhmen,

Deutsch-Möhrenund Deutsch-Schlesienund die Slowakei in Ungarn . . . J ch b i n kein e g -

Wegs gegen die Trennung Deutschböhmens und Tschechiens·«

AehlllicheVorschlägemachten auch Ladislaus N i e g e r und die anderen tfchechischen
POlikiker,die damals an der Spltze des rsehechlschenVolkes standen. Am 13. April 1849

schrieb K. H av li r e k in seiner ,,Narodni novinyk z. B. folgendegz
»Die Nationalität bedeutet bei uns, daß dort, wo unser Volk wohnt, auch die Regierung

kschechlschsei, und daß sowohl bei den Gerichten als bei den Behördenund in allen Angelegen-

heiten die Sprache des Volkes angewendet werde. Das Wort ,überall wounser Volk wohnt«,

nehmen wir im ehrlichen Sinne. Wir verlangen, daß die Nationalitäten zu

Zwecken der Landesoerwaltung in angemessener Weise akkondiert

werden« Nach dlesem Grundsatz Überlassen Wir die Gegenden in

Böhmen, in denen die Deutschen geschlossen beieinander wohnen-

der deutschen Verwaltung-«

Jm Verlauf der Verfassungskämpfein der alten Donaumonarchie,die von den

Revolutionstagen des Jahres 1848 bis zum Untergang des Habsburgerreiches im Donner
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der Geschützedes Weltkrieges niemals mehr zur Ruhe kamen, brachten die Tschechen
auch später wiederholt ihre Forderung nach Autonomie in Form von Gesetzesanträgen
ein· Jm Jahre 1896 bereits tat der nachmalige tschechischeStaatspräsident Thomas
G. M a s a r y k folgenden Ausspruch:

»Wer im Ernst die Freiheit und soziale Gerechtigkeit will, der

muß in concreto für die politische Autonomie arbeiten. Wenn man sich
schließlicheinen Kreis als administratives Ganzes vorstellt, warum könnte nicht auch Böhmen
in zehn, Möhren in vier Kreise zerfallen. . . Das Territorium der Kreise wie auch der Bezirke
sei, womöglich,sprachlich getrennt. ,,Jch Herr, Du Herr« sage ich mit Havlicek.«

Als M a s a r y k anläßlich der Feier des zehnjährigenBestandes der tschecho-
slowakischen Nepublik a m 2 8. O k to b e r 1 9 2 8 zu den Fragen der Staatspolitik
Stellung nahm, da wiederholte er noch einmal sein Bekenntnis zur Autonomie. Er

sagte damals wörtlich:
»Die Demokratie sucht sich gegenüber dem Absolutismus durch Teilung der Macht zu

schützen;es ist bekannt, daß die Staatsrechthistoriker, aber auch die praktischen Politiker in dieser
Sache große Schwierigkeiten finden. Die Demokratie ist schließlichnur eine Autonomie, eine

Selbstverwaltun der Bürgerschaft Und jedes einzelnen Bürgers; in der Demokratie ist
daher die Forderung der Selbstverwaltung und Autonomie von

selbst ge eben; wenn in einem Staat mit zahlreicher und mit national und kulturell

ungleicher Bzevölkerungalle mitregieren sollen, wenn sich alle selbst lenken sollen, ist die

Teilung der politischen Macht auch nach den gegebenen Unterschied-
lichkeiten der Bevölkerung erforderlich. Darüber belehrt uns bereits unsere
kurze Verfassungsentwirklung Jch habe daher immer und ganz bewußt die Selbstverwaltung
und die territoriale Autonomie und die sogenannte qualifizierte korporative Autonomie gefordert«.

Es war die historische Schuld des Staatsmannes Masaryk, daß er aus seiner
Erkenntnis als Philosoph keine Konsequenzen zog· Ebenso wie er dachte auch der heutige
tschechischeStaatspräsident Dr. B e n e s Jn seinem Buch --Le probleme Allkkichiell

et la question tscheque«, in dem er den Ausgleich zwischenden Tfchechen und der Wiener

Regierung im Jahre 1890 behandelt, sagt er:

»Er (der Ausgleich) hätte den Tschechen einige ernste Zugeständnifsegebracht; d i e J d e e

der Bildung von Verwaltungsgebieten, die soweit als nur möglich
nur Bewohner derselben Rasse enthielten, war ausgezeichnet und

diejenigen, die heute nur eine etwas ernste Lösung des Problems vorschlagen, können lediglich
von diesem Grundsatz ausgehen. Es scheint die unausweichliche Bedingung jeder
Lösung der tschechischen Frage zu sein . . .Gewiß wird sie (die Errichtung national

getrennter Kreisverwaltungen) die Kämpfe niemals ganz unterdrücken,«aber viele Streit-

ursachen vermeiden. Der Staat wird den Nationen die Sorge überlassen, sich nach ihrem Gut-
dünken selbst zu verwalten, er braucht nur die Ordnung und die Regelmäßigkeitdes politischen
Lebens zu sichern. Jede Nationalität wird sich entsprechend ihren Hilfs-
mitteln selbst entwickelnund der Staat wird nicht mehr versucht sein,
die eine oder die andere zu be ünstigen . . . Jn der Tat ist die Ver-

söhnung der beiden Völker in gBöhmennur möglich, wenn die beiden

Nationen autonom sind, wenn sie eines vom anderen getrennt
w e r d e n.«

Und so ließe sich eine lange Reihe von Aussprüchenführender tschechischerPolitiker
anführen, die für die Selbstverwaltung des deutschen und des tschechischenSiedlungs-
gebietes durch Angehörige der eigenen Völker eingetreten sind. »

Aber auch die Sudetendeutschen selbst haben von jeher die

Forderung nach Selbstverwaltung ihres Heimatgebietes
e r h o b e n. Jn den denkwürdigenTagen des Jahres 1848 war die politische Vertretung
des Sudetendeutschtums in der alten Badestadt Teplitz-Schönauunter dem Vorsitz des

Bürgermeisters von Tetschen, Eduard S t r a ch e
, zusammengetreten, um über den

Entwurf einer Staatseinrichtung Oesterreichs zu beschließenund dem Nationalitätenstreit
in den Sudetenländern ein befriedigendes Ende zu bereiten. Die Forderungen der Sudeten-

deutschen gipfelten in folgenden vier Punkten:
1. Die Deutschböhmenlehnen unbedingt jede Verschmelzung mit den Tschechen in der

Provinzialvertretung und Verwaltung ab.
«

2. Sie verlangen für die im Reichsrate vertretenen Provinzen die Aufhebung der Provinzial-
grenzen, Provinzialgubernien und Provinziallandtage.

Z. Sie verlangen eine möglichst freie, auf Selbstverwaltung gegründete Gemeindeverfafsung
mit Gemeinderaten aus direkten Wahlen.
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4- Sie verlangen die Einteilung der auf dem Reichstage vertretenen Provinzen in Reichs-
kreise auf Grundlage der Sprachgreazea- Mit dem Ministerium unmittelbar unterstehenden
Kreishauptleuten,an deken Spitze von den Gemeinden gewählte Kreisräte stehen.

Um die Errichtung eines nationalen Friedens in den Sudekenländekn ging der Kampf
der sudetendeutschenN n k i o n a l s o z i a l i st e n , die in zahlreichen Kundgebungen das
Programm dek nun-Malen Autonomie verkündeten. Jn den Sudetenländern hat 1918 die

staatlicheSouveränität gewechselt,aber das Nationalitätenproblemist gebiiebea, Und Mit

ihm die Rechtsforderung,die Lösung herbeizuführen,durch Anerkennung des Prinzips der

Gleichberechtigung,dag, auf die einfachste Formel gebracht, lautet: »Die Deutschen Herren
in ihkek Heimat und die Tschechen Herren in ihrem Siedlungsraum«.Es liegt an den

Tschechenals den ausschließlichenTrägern der heutigen Staatsgewalt in den Sudeten-

Iändern,jenen Auggleichherbeizuführen,der Frieden und Gerechtigkeitschafft. Dr. K. B.

DeutscheSchulen unter polnischem Druck

Anfang Mai d· J· hat S e n ator Wiesner in Ergänzungseiner seinerzeitigen
Jnterpellation im Senat (siehe ,,Ostland« Nr. 2s1938, Seite 26) noch einmal in einer an

den Unterrichtsminister gerichteten D e n k r i ft zu der Frage der S p r a ch -

P k ii f U n g e n Stellung genommen, denen die zu den deutschen Schulen O st O b e l· -

schiesiens angemeldeten Kinder ausgesetzt sind. Einleitend erinnert Senator Wiesner
noch einmal an die Entwicklung dieser für die deutsche Volksgruppe Ostoberschiesikns
lebenswichtigenFrage, nämlich daran, daß im Jahre 1 926 die von dem schweizerischen
PädclgogenMaurer vorgenommenen Sprachprüfungenzu einem völligen Fiasko führten,
daß im Jahre 1 9 2 8 der Haager Gerichtshof das alleinige Bestimmungsrecht der.

Etziehungsberechtigtenbezüglichder Einschulung der Kinder feststellte, daß im Jahre
1934 durch Vermittlung des Präsidenten der Gemischten Kommissionfür Qberschlesiell
zwischen dem Schlesischen Wojewodschaftsamt und dem Deutschen Volksbund eine Ver- -

einbarung zustandekam, derzufolge die von polnischer Seite hartnäckiggeforderten Sprach-
prüfungenvon paritätisch zusammengesetztenPrüfungskommissionenvorgenommen werden
sollten, und daß im Jahre 1 9 3 7 ohne vorherige Benachrichtigungdes Deutschen Volks-
bundes in der bis dahin geübten Praxis insofern eine grundlegende Aenderung eingeführt
wurde, als zu den Prüfungskommissionenkeine Vertreter der deutschenVolksgruppe mehr
zugezogen wurden, was zur Folge hacke, daß ein sehr großer Teil der den Sprach-
priifungen unterworfenen Kinder nicht zu den deutschenSchulen zugelassen wurde.

Jn der Denkschrift heißt es dann weiter: »Noch unserer Feststellung haben im

Jahre 1935s36 von 1 407 Schulanfängern 151, also 10,7 v.H., im Jahre 1936s37 von

1 577 Schulanfängern173, also 10,9 V. die Sprachprüfungennicht bestanden.
Dagegen gibt die amtliche Mitteilung aus dem Jahre 1937s38 d i e A n z ahl d e r dis -

qualifizierten Kinder mit 25 v. an. Bei den in den deutschen Kinder-
«

gärten im Januar 1938 vorgenommenen Sprachprüfungenhaben sogar 39 v. der
Kinder nicht bestanden. Jnsgesamt sind von den im Schuljahr 1937s38
zu den deutschen Minderheitsschulen gemeldeten Kindern (d.«h.
von den neu angemeldeten und den aus polnischen Schulen umgemeldeten Kindern)
nur etwa 50 v. H. in diese Schulen tatsächlich aufgenommen
w o r d e n. Unter den auf Grund der Sprachpriifungen abgelehnten Kindern befinden
solche, i. deren Eltern nachweislich der deutschen Minderheit angehören und seit
Jahren offen zum deutschen Volkstum bekennen, 2. deren ältere Geschwister sämtlich die

deutsche Schule besucht haben oder noch besuchen, Z. die jahrelang einen deutschen Kinder-

garten besucht und beim Eintritt in diesen vor der (damals noch) paritätischenKommission
eine Sprachprüfungbestanden haben.
»Als d e u t s ch e B o l k s g r u p p e", so heißt es in der Denkschrift weiter,

,,lehnen wir die Sprachprüfungen grundsätzlich ab«, und zwar 1. weil

diese Prüfungen jeder rechtlichen Grundlage entbehren, 2. weil sie eine unterschiedliche
Behandlung der in Schlesien wohnenden deutschen Bevölkerunggegenüber derjenigen der

anderen Gebiete darstellen, 3. weil es aus pädagogischenund psychologischen Gründen
unmöglichist, bei Schulanfängern und ganz besonders bei für den Kindergarten ange-
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meldeten Kindern durch solche Prüfungen zu einem objektiven Ergebnis zu gelangen,
und 4. weil nach einem rein menschlichen und verfassungsmäßigenGrundsatze ausschließlich
den Eltern das Entscheidungsrechtüber die Volkszugehörigkeitihrer Kinder zustehen kann.

Zum Schluß verlangt Senator Wiesner in der Denkschrift noch einmal die A b -

schaffung der Sprachprüfungen und die Aufhebung der Schul-
st r a fe n

, die über diejenigen deutschen Eltern verhängt worden sind, die entgegen der

Entscheidungder polnischen Prüfungskommissionen durch Schulstreik ihren Willen zur
deutschenEinschulung ihrer Kinder bekunden.

Es wäre übrigens interessant, darüber Gedanken zu machen, wie das frei
entwickelnde polnische Schulwesen im Deutschen Reiche aussehen würde,
wenn auf dieses ebensolche, den Willen der Erziehungsberechtigten vergewaltigende
Methoden angewandt würden, wie sie im Amtsbereiche des Wojewoden Grazynski üblich
sind. Es ist von deutscher Seite fest-gestellt worden, daß nur ein

verschwinsdender Bruchteil der die polnischen Schulen im Reiche
besuchenden Kinder zur Zeit der Anmeldung in diese Schulen
derpolnischen Sprache mächtig ist. Wenn im Deutschen Reiche gegenüberden

polnischen Schulen ebenso verfahren würde wie gegenüber den deutschen Schulen in

Qstoberschlesien, dann würde das nichts anderes als das Ende des

polnischen Schulwesens in Deutschland überhaupt bedeuten.

Vielleicht äußern die Leute, die so gern mit dem Gedanken der Gegenseitigkeit in der

Behandlung der beiderseitigen Volksgruppen jonglieren, einmal dazu, ob ihnen auch in

der Frage der Sprachprüfungen die Anwendung dieses Grundsatzes sympathisch
sein würde.

Die nachstehende Aufstellung gibt einen Ueberblirk über den S ta n d d e s d e u t s ch e n

Schulwesens im Bielitz-Teschener Gebiet. Es sind gegenübergestellt
die Zahlen der deutschen V o l k s schulklassen, die 1914 und 1938 in den Dörfern und

kleineren Städten und in den beiden größerenStädten dieses Gebietes, Bielitz und Polnisch-
Teschen, bestanden. Es gab iii den Dörfern und kleineren Städten 1914

13 deutsche Volksschulen mit 59 Klassen. Davon gingen bis 1 9 3 8 7 Schulen mit

32 Klassen und außerdem 7 Einzelklassen dem Deutschtum verloren; es gibt heute nur noch
6 deutsche Volksschulen mit zusammen 20 Klassen.

Schulort 1914 4938 Schulort 1914 1988

Alexanderfeld . . . 6 Klassen 4 Klassen Ernsdorf . . . . 1 Klasse —

Altbielitz . 7
,,

4 « Matzdorf . . 1 »
1 Klasse

Bistrai . 4
»

— Kurzwald . . . . 4 Klassen 4 Klassen
Batzdorf . 1 Klasse — Nikelsdors . 3

» «

Ddziedzitz 8 Klassen — Skotschau 8
»

—

Kamitz . . . . 6
»

4 Klassen Schwarzwasser 8
»

—

Lobnitz . . . . . 2
,,

—

Jn der Stad Bielitz gab es 1914 6 deutsche Volksschulen mit 43 Klassen.
Davon gingen bis 1938 4 Schulen- mit insgesamt 26 Klassen verloren, und zwar die

Knabenschule am Zennerberg (mit 8 Klassen), die Volksschule in der Mittelschule (mit
5 Klassen), die Uebungsschule (mit 5 Klassen) und die Klosterschule (mit 8 Klassen).
Außerdemverlor das Bielitzer Deutschtum an seinen beiden heute noch bestehenden Volks-

schulen, der Knabenschule am Kirchplatz und der Mädchenschuleam Kirchplatz, die 1914

9 bzw. 8 Klassen hatten, je eine Klasse. Es sind in Bielitz also nur noch
2 deutsche Volksschulen mit zusammen 15 Klassen vorhanden.

« Der gegenwärtige litauische StaatspräjidentSmetona·veröffentlichte am 11. Dezember 1925
in der in Kauen erscheinenden Zeitschrift »

Iietuvos« (Nr. 49) einen Aufsatz, in dein es u· a. hieß:

». . . Es ist kein Geheimnis, daß wir das Memelgebiet durch die Gnade des Versailler Ver-

trages und der Botschafterkonferenz erhalten haben . . . Natürlicherweise würden mit dem

Schwinden der Autorität des Versailler Vertrages auch die souverånen Rechte im Memelgebiet
schwinden. So oder so, das Gebiet konnte nur mit Wassengewalt von Deutsch-
land getrennt und Litauen zugeteilt werden. Wenn dem so ist, dann hängt
letzten Endes das Recht der Souveränität Litauens über das Memelgebiet auch von Deutschland
ab. Deshalb muß die Politik Litauens Deutschland gegenüber eine Politik der Verständigung sein.
Zwischen Deutschland und uns muß jeder Aerger vermieden werden. Das ist schon deshalb nötig,
weil wir mit Deutschland in wirtschaftlicher Hinsicht am meisten zusammenhängen.

«
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Von den 4 deutschen Volksschulen mit 29 Klassen, die es 1914 in der Stadt

Teichen gab, wurden bis 1938 3 Schulen mit 21 Klassen und außerdem 6 Einzel-
klassen dem Deutschtum genommen; und zwar wurden geschlossen die Klosterschule (mit
8 Klassen), die Städt. Volksschule (mit 8 Klassen) und die Uebungsschule (mit
5 Klassen). Als einzige deutsche Volksschule besteht in Polnisch-
Teschen nur noch die NudolflchUle Mit 2- früher 8 Klassen-

Jm ganzen Verlor das Deutschtllm des Bielitz-TeschenekSprachinfelgebiekeöVon

1914 bis 1938 also nicht weniger als 14 Volksschulen mit 79 Klassen und außerdem
15 Einzelklassen.Der Bestand an deutschen Volksschulen schrumpfte
von 23 Schulen mit 1 3 1 Klassen auf 9 Schulen mit 37 Klassen
zu sam men, Zwei der den Deutschen genommenen Schulen, nämlich die Klosterschulen
in Bielitzund Teschen, wurden in polnische Lehranstalten umgewandelt. Darüber hinaus
wurden dem Deutschtum dieses Gebietes genommen: die S t a a t s g e w e r b e s ch u l e in

Bielitz,die als Musteranstalt weithin bekannt war, das L ehe e r s e m i n a r in Bielitz,
das die einzige Lehrerbildungsanstaltdes Deutschtums in Polen war, sowie mehrere
Fachschulen, die von den Polen mit Beschlagbelegt wurden, — von den Beschrän-
kungen,denen das gut ausgebaute h ö h e r e C-) ch u l w e se n des Deutschtums ausgesetzt
war, zu schweigen.

Bernichtung des deutschenBesitzsiandes
Mit dem G r e n z z o n e n g e s e tz hat die Warschauer Regierung den Verwaltungs-

stellen in den Grenzgebieten ein Niittel zur Hand gegeben, das von diesen Stellen mit

rücksichtslosesterSchärfe gegen die im Bereich der Grenzzone lebenden Deutschen
angewandt wird. Durch das Gesetz wird bekanntlich u. a. jede Erwerbung und Pachtung
eines innerhalb der Grenzzone liegenden Grundstückesvon der Genehmigung des Woje-
woden abhängiggemacht. Dem Gesetz unterliegen nahezu sämtlichein Qstoberschlesien,
über vier Fünftel der in Pommerellen (alten Umfangs) und etwa zwei Drittel der in

Posen (alten Umfangs) lebenden Deutschen. Von Senator Wiesner ist in einer Ende

Februar d·J. dem MinisterpräsidentenSkladkowski überreichtenDenkschrift darauf hin-

Zwiesenworden, daß das Grenzzonengesetzdas Leben und die Existenz der deutschen
olksgruppe in Polen aufs schwerstegefährdetund daß die von den Verwaltungsbehörden

praktizierte Handhabung dieses Gesetzes in absehbarer Zeit zu einer völligenEnteignung
des im Bereich der Grenzzone liegenden Besitzes führen muß«). Daß mit dieser Fest-
stellung nicht zuviel gesagt worden ist, haben die Ereignisse der letzten Zeit in vollem

Umfang bewiesen, Eg muß zunächstfestgestellt werden, daß bisher noch in keinem

einzigen Fall einem Deutschen innerhalb der Grenzzone die Genehmi-
gung zum Erwerb eines Grundstürks oder auch nur zur pachtweisen oder

schenkungsweisenUebernahme e r te i lt worden ist. Dag eg en m e h r e n sich v o n
·

Woche zu Woche die Fälle, in denen den Deutschen die von ihnen
nachgesuchte Genehmigung verweigert wird.

Da ist der Fall des Landwirtes Wendland aus Se efeld im Kreise Kolmar, der um

die G e n e h m i g u n z u k P a ch t u n g einer der OberförstereigehörendenParzelle
nachgesucht hatte. Zie Genehmigung wurde v erweig e r t. Einem Polen aus

Samotschin aber wurde sie binnen 10 Tagen erteilt. — Jm Kreise Gostyn besitzt das

Posener EvangelischeKonsistorium das Gut B·odzewo; ein Teil dieses Besitzes ist seit
1920 an 32 Kleinlandwirteverpachtet. Die Pacht war vor einiger Zeit abgelaufen, und
die Landwirte reichten bei der Wojewodschaft G e s u ch e u m P a ch t v e r lä n g e r u n g
ein. Den 30 polnischen Pächtern wurde die Genehmigunghierzu erteilt, den beid en

D e u t s ch·e n , die sich unter den Pächtern befanden, aber v e r w e i g e r t. — Bei der

Zwangsparzellierung des Gutes Suchorenz im Kreise Schubin, die im

vergangenen Jahre erfolgte, bewarben sich u. a. auch zw ei d e u t s ch e G u t s -

«-··)Ueber den polnischeu Auswttungskampfgegen den deutchen Grundbesitz siehe ,,Ostland« Nr.24s1937,
Seite 463 »Behinderunq des Landtauss'; Nr. 1s1938, Seite 8

» me Tragödie der Rechtsordnung«; Nr.4,1938,
Seite 66 ,,Deutsche Jnterpellation zum Grenzzonengesetz«;Nr.5s1938, Seite 81 »Agrarreform gegen Deutschc«;
Nr.6s1938, Seite 112 ,,Dcutschcm Land droht Enteignung«; Nt.7s1938, Seite 132 »Entwurzelung der deutschen
Volksgruppe durch polnischen Bodenraub«.
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a r b e it e r
, die durch die Aufteilung ihre Arbeitsstelle verloren, u n d z w ei w ei te r e

D e utsche um die Zuteilung einer Parzelle. Allen vier deutschen Bewerbern wurde d i e

Erlaubnis zum Erwerb des Landes verweigert, so daß der Besitz aus-

schließlichin die Hände polnischer Bewerber gelangte.
Selbst in den Fällen, in denen es sich nur um ganz kleine Par-

zellen handelt, wird der Landerwerb durch Deutsche von den

polnischen Behörden verhindert. So hatte der Deutsche Emil Wrurk aus

B u d si n im Kreise Kolmar eine nur Z Hektar große Parzelle gekauft. Die Wojewod-
schaft lehnte die Genehmigung ab. — Der Deutsche Wilhelm Nex in

S ch m i e d e b e r g a. d. N e tz e im Kreise Schubin, der eine achtköpfige Familie zu
ernährenhat, wollte seine Zwergwirtschaft von 1 Hektar durch den Zukauf einer 1 Hektar
großen Parzelle vergrößern; die Genehmigung wurde v e r w e i g e r t. — Der deutsche
Arbeiter Kurt Meyer aus P r u s z ko w o im Kreise Kosten erwarb ein kleines Grundstück
von 1,5 Hektar im Wege eines Kauf- und Schenkungsvertrages. Eine Hälfte k a u f t e

er von einer Tante seiner Mutter, die zweite Hälfte hatte sein Vater
von dieser gekauft und ihm geschenkt. Der Erwerb war bereits im Jahre
1934 erfolgt. Da bis zum Inkrafttreten des Grenzzonengesetzesdie Auflassung noch nicht
erteilt war, mußte auf Grund dieses Gesetzes die Genehmigung eingeholt werden. Sie
wurde v erw ei e r t. —- Der deutsche VolksangehörigeGotthold Hartert aus G u m i -

nitz im Kreise Krotoschinwollte die zweite Hälfte eines Hauses, dessen
eine Hälfte sein Eigentum ist, und dazu ein kleines Stückchen
Gartenla n d, alles in allem eine Fläche von 0,06,25 Hektar käuflich erwerben. Die

Wojewodschaft lehnte die nachgesuchte Genehmigung ab, wobei noch hinzugefügtwerden

muß, daß der Besitz Harterts das Stückchen Gartenland, das er jetzt dazukaufen wollte,
vollkommen umschließt. — Die deutsche Volksangehörige Anna Neich aus K o t u s ch
im Kreise Kosten sollte die nur 1,72,02 Hektar große Wirtschaft der Eheleute Feger,
deren Nichte sie ist, übernehmen. Die Genehmigung des Besitzwechselswurde verweigert,
wobei zu bemerken ist, daß die Familien Reich und Feger seit Gründung
der Gemeinde Kotusch im Jahre 1784 dort ansässig sind.

Selbst Unter engsten Familienangehörigen konnte in zahl-
reichen Fällen der beabsichtigte Besitzwechsel infolge des Ein-

spruchs der Wojewodschaft nicht durchgeführt werden. So wurde

der deutschenVolksangehörigenJda Arlt aus H a r te im Kreise Nawitsch die Erlaubnis,
die Wirtschaft ihres verstorbenen Ehemannes zu übernehmen, ver-

sa g t! — So wollten die deutschen Eheleute Scharmer aus H oh e n w a l d e im Kreise
Wirsitz wegen ihres hohen Alters (der Mann ist 80, die Frau 75 Jahre alt) ein ihnen
gehörendes Grundstück von 0,5 Hektar ihrer Tochter im Wege ein es

Schenkungsvertrages überlassen· DieUeberlassung konnte nicht erfolgen,
weil der entsprechende Antrag abgelehnt wurde. — Ebenso erging es der 73 Jahre alten

deutschen Volksangehörigen Emma Wirsing, die ein ihr gehöriges Grundstück von

0,25 Hektar an ihren S o h n und dessen Frau abtreten wollte. —- Bisher wurden

bereits Dutzende anderer, ähnlich gelagerter Fälle bekannt.

Zahlreich sind auch die Fälle, in denen deutschen Volksange-
hörigen die Pachtgenehmigung für Grundstücke, die sie seit
vielen Jahren in Pacht hatten, abgelehnt wurde. Auch hier sollen nur

einige Beispiele angeführt werden. Die deutsche Familie Schmidt aus Us ch-Neudorf im

Kreise Kolmar hatte s e i t 6 0 J a h r e n ein 17 Morgens großes Grundstück, das der

evangelischen Kirchengemeinde gehört, in Pacht. Nach dem vor einiger Zeit erfolgten
Ablauf des jeweils auf sechs Jahren befristeten Pachtvertrages wurde d i e Ge n e h m i -

gung zur Weiterpachtung verweigert. — 15 deutsche Familien
aus Kotusch und Nensk im Kreise Kosten hatten seit etwa 30 Jahren von

dem Gut Parzerzewo Parzellen gepachtet. Jm März 1936 hatten sie den A n t r a g a uf
K a u f d e s P a ch t l a n d e s gestellt. Jn allen 15 Fällen«wurde die Genehmigung
hierzu durch Bescheid der Wojewodschaft im IRärz d. J. v e r w e i g e r t. —k S e i t

3 3 J a h r e n hatte der deutsche Volksangehörige Otto Kamm aus S e e f e l d e im

Kreise Kolmar eine der QberförstereiMargonin gehörendeParzelle in Pacht. Als er im

August v. J. um die Verlängerung des Pachtvertrages nachsuchte, wurde ihm die Geneh-
migung hierzu zunächstauch von der Wojewodschaft erteilt. Daraufhin aber nahm
d e r S t a r o st des Kreises Kolmar der Angelegenheit an; er v e r h i n d e r te d i e
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Nechtswirksamkeit des von der Wojewodschaft erteilten Be-

sch e i d es. Inzwischen wurde dann die fragliche Parzelle an einen Polen verpachtet. —

Seit 6 Jahren hatte der Deutsche Hans-Adolf Pieper das Gut Bodzewo im

Kreise Kosten in Pacht· Als der Pachtvertrag im Juni v.J. ablief, wurde die

Verlängerungdes Vertrages von der Wojewodschaft verweigert. Am i. Juli v. J. traten

dann die Bestimmungen des Grenzzonengesetzes in Kraft, die es der Behördeermöglichtem
nicht nur eine Verlängerung des Pachtvertrages zu verhindern,
sondern auch dem Pächter dasihmseinerzeitvon der Wojewodschaft
eingeräumte Vorkaufsrecht abzuerkennen. Damit nicht genug! Mit

Wirkung vom 1. Juli v. J. wurde der neue Pächter, natürlichein Pole, a l s Z tv a n g s -

verwalter des Gutes bestellt; damit wurde ihm zugleich das Ver-

fügungsrecht über das Gutsinventar seines Vorgängers in die

Hände gespielt!

Deutsches Schicksal in Polen
Ein Drohbrief und ein Wohnungseinbruch

JU S ch w i e n to ch l o w i tz (Ostoberschlesie«)erhielten vor einiger Zeit die deutschen
Mitglieder der evangelischen Kirchengemeinde ein N u n d s ch k e i b e n , das in deutscher
Uebersetzungfolgendermaßenlautet:

Stempel: Verein der Evangelischen Polen inOberschlesien Schwientochlowitz, den 10. 4. 1938

Ortsgruppe Schwientochlowitz
Herrn . .

Wir haben festgestellt, daß Sie zu denjenigen Protestanten in unserer Parochie gehören, welche-
soroohl die polnischen als auch die deutschen von dem polnischen Pastor abgehaltenen Gottesdienste
boykottieren.

Wir machen Sie darauf aufmerksam, daß dieses Verhalten gegen die Interessen der Kirche«
gerichtet und offene Widersetzlichkeit gegen das vorläufige Kirchengesetz vom 15. Juli 1937 und
damit gegen den polnischen Staat selbst ist.

Jn Verbindungdamit bemerken wir, daß jeder sich als Pole betrachtende Protestant, der sein
Brot im polnischen Staat hat, schon längst der polnischen evangelischen Kirchenorganisation, wie
es der Verein der Evangelischen Polen ist, angehörenmüßte.

Wir warten!

Wir haben diesemZustand vier Monate lang zugesehen, werden uns aber nicht länger provozieren
lassen. Wir raten Ihnen, Jhr bisheriges Verhalten sofort zu ändern,s

andernfalls wir Sie weiterhin als einen dem Polentum feindlich
gesinnten Menschen betrachten werden. Es lohnt sich, sich alles gut zu überlegen,
da es um die Zukunft der Kirche und der eigenen Kinder geht. U n d z w a r u m so m e h r d a n n,
wenn man auf einer Grube beschäftigt ist, deren Name eine so beredte-

Aenderung erfahren hat.
Für den Vorstand:

gez. Unterschrift gez. Unterschrift-
Schriftführer Vorsitzender

Der Verein der Evangelischen Polen hat mit diesem Nundschreiben mit kaum noch zu
überbietender Deutlichkeit unter Beweis gestellt, d a ß m it a n st ä n d ig e n Mitteln
der deutsche Charakter der Unierten Evangelischen Kirche Ost-
oberschlesiens nicht zu brechen ist. Und daß ein durch Gewalt und Rechts-
bruch zustandegekommenesGesetz, wie das Kirchengesetzvom 15. Juli 1937, nur unter

fortgesetzterAnwendungvon Gewalt und Nechtsbruch realisiert werden kann, etwa auch
durch solche Schikanen, wie sie gegen den deutschen Geistlichen der Gemeinde Schwim-
tochlowitz,P a sio k K o d e k ich , angewandt worden sind: Jn der Nacht zum 27. April
haben unbekannte Täter die Wohnung Koderichs erbrochen, alle

Schränke und Schubladen durchwühlt und schließlich die Zimmer
in der gemeinsten Weise b eschmutzt. Daentgegen dem landesüblichenBrauch
nichts gestohlen worden ist, hat es sich offensichtlich um einen E i n b r u ch m i t

p o l i ti s ch e n M o t i v e n gehandelt. Vielleicht haben die Einbrecher, die kaum allzu
weit von den Verfassern des obigen Drohbriefes entfernt zu suchen sein dürften,gehofft,
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,,belastendes Material« gegen den deutschen Geistlichen zu finden. Vielleicht aber haben
sie auch nur den Wunsch gehabt, Pastor Koderich den weiteren Aufenthalt in seiner
Wohnung zu verleiden. Dieser Wunsch ist übrigens schon in Erfüllung gegangen. Auf
Grund einer Exmissionsklage,die einige polnische Mitglieder der Kirchengemeinde gegen
Pastor Koderich angestrengt hatten, hat das Gericht den deutschen Geist-
lichen zur Räumung des Pfarrhauses bis spätestens zum 10. Mai
d. J. verurteilt.

Vor die Wahl gestellt: verelenden oder abwandern

Aus vielen Hunderten ähnlicher Fälle, die sich in den letzten Monaten ereignet haben,
sei ein Beispiel erwähnt: E i n D e utsch e r aus Ostoberschlesien, dessen Name hier aus

naheliegenden Gründen nicht erwähnt werden kann, ist se it 1 9 3 2 arb e its l o s und

erhält seit Jahren k e i n e U n t e r st ü tz u n g mehr. Jm September 1937 gelingt es

ihm, auf einer Grube in Westoberschlesien Arbeit zu finden. Da sein Wohnort außer-
halb der Zone liegt, für die die im deutsch-polnischen Abkommen über den« Kleinen Grenz-
verkehr vorgesehenen G r e n z k a r t e n gelten, bemüht er sich um einen v e r b i l l i g te n

Paß. Sein entsprechender Antrag aber wird von der polnischen Paßbehörde Anfang
Oktober 1937 a b g e l e h nt mit dem Bemerken, daß dies Entscheidung, als dem Ermessen
der Behörde überlassen, keiner Begründung bedürfe. Auch das Jnnenministeriurn, an

das der Deutsche um Hilfe wendet, lehnt ab. Darauf sucht der Mann seine letzten
Mittel zusammen und bittet, daß ihm wenigstens ein ord entlich er aß ausgestellt
wird. Ende März 1938 endlich teilt ihm das Landratsamt mit, daß ihm auch ein

ordentlicher Paß nicht ausgestellt werden könne. Wieder enthält dieser Bescheid
den Vermerk, daß die Ablehnung keiner Begründung bedürfe. Sie bedarf in der Tat
keiner Begründung. Denn der Mann ist schon längst darüber im Klaren, daß er

den Paß einfach deshalb nicht erhält, weil er der Behörde als Deutscher bekannt ist.
Die Lage ist also so: Jn Polen erhält der Mann, weil er sich zum Deutschtum bekennt,
keine Arbeit, und aus demselben Grunde wird ihm dort auch jede Unterstützungverweigert.
Jn Deutschland könnte der Mann Arbeit erhalten, er kann sie aber nicht antreten, weil

man ihm den hierzu notwendigen Paß vorenthält. Der Zweck ist klar: Der

Mann wird vor die Wahl gestellt, entweder in Polen in dauern-

der Arbeitslosigkeit zu verelenden oder sich dem heimtückischen
Hungerterror der polnischen Behörden« durch die Abwanderung
ins Reich zu entziehen.

Die Abteilung II des Kriegsministeriums und die deutsche Volksgruppe
Es ist in Deutschland noch viel zu wenig bekannt,"welche Rolle bei den gegen die

deutsche Volksgruppe in Polen gerichteten Maßnahmen die Ab t eilu ng II (Spionage-
abwehr) d es K r i e g s m i-n i st elriu m s spielt. Jn ihren Entscheidungen, mit denen sie
aus dem Hintergrund das gesamte wirtschaftliche und öffentlicheLeben in den Grenz-
gebieten Polens beeinflußt, geht diese Abteilung von der Auffassung aus, daß der

Deutsche in Polen »in jedem Falle zu den ,,politisch unzuverlässigen"Elementen gehöre, eine

Auffassung, die offensichtlich auch in den meisten polnischen Amtsstellen herrscht und sich
letzten Endes wohl nur dadurch erklären läßt, daß nach dem Zeugnis der Geschichte der im

Auslande lebende Pole ein« wirkliches Treueverhältnis zu seinem Gaststaat nicht kennt-

Wie diese Auffassung der Abteilung Il auf das wirtschaftliche Leben der Deutschen
in den Westwojewodschasten Polens praktisch auswirkt, dafür soll hier aus unzähligen
ähnlichen Fällen ein typischer Fall angeführt werden: Der Betrieb eines deut-

sch e n H a n d w e r k s m ei e r s in Ostoberschlesien, der eine ganze Anzahl Leute

beschäftigt, wird vom Wojewodschaftsamt zu m k r i e g s wichtig e n B e t r i e b
e rk l ä rt, obwohl er es dem Gesetz nach nicht ist. Der Handwerksmeister hat darauf-
hin als Mittelsmann zwischen Betrieb und Kriegsministerium eine n b ev o ll-

mächtigten Vertreter zu bestellen und natürlich auch zu bezahlen. Er tut

das notgedrungen, um sich nicht den sonst unausbleiblichen Schikanen seitens des Arbeits-

inspektors und der anderen Behörden auszusetzen. Der Vertreter wird also bestätigt und

beginnt seines Amtes zu walten, d.h. er schaltet den deutschen Handwerks-
meister mehr oder weniger von der wirtschaftlichen und tech-
nischen Betriebsleitung aus. Nach einiger Zeit erhält der Meister ein vom

Wojewoden selbst unterzeichnetes Schreiben, in dem mit sofortiger Wirkung die
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Bestätigungsüt den bisherigen Vertreter zurückgezogenund die B e st e l l u n g e i n e s

neuen Vertreters Und dazu noch eines Stellvertreters dieses
V e r t r e k e e e v e e la » g k wird. Das heißt, daß der Betrieb jetzt für drei fremde
Kräfte,die ihm nichts nutzen, sondern nur schaden, nämlichfür den bisherigen Vertreter,
der natürlichauch seine gesetzlicheKündigungsfristhat, sowie für den neuen Vertreter
und dessenStellvertreter, sorgen muß. Diese finanzielle Mehrbelastung des Betriebes

wäre vielleichtnoch erträglich, wenn die Erklärung zum kriegswichtigen Betrieb und die

von den bevollmächtigtenVertretern erzwungene U m st e l l u n g d e s B e t r i e b e s

a u f K r i e g g w j e k s ch a f t diesem vermehrte Aufträgeeinbringen würde. Davon aber

ist nicht-die Rede. Das Gegenteil ist der Fall. Und nach einiger Zeit ist der

eigentliche Zweck der Aktion dann erreicht: Der deutsche Betrieb

Ist wirtschaftlich ruiniert und wird liquidiert.

Die Wojewodschasi Großpommerellen
Mit dem Jnkkafttketen des Gesetzes über die A e n d e r u n g d e r W o e w o d -

ch a f t s g r e n z e n a tn i. A p I-· il d· J- ist Pommerellen, bisher eine der kleinsten,

seinerder größten WojewodfchaftenPolens geworden. Es hat von der Wojewodschaft
arschau die Kreise Rypin, Lipno, Nessau (Nieszawa) und Leslau

ngoclaweDmit 5 352 Quadratkilometern und von der Wojewodschaft Posen die"

reisk Schubjn, Wiksitz, Bromberg und Hohensalza (einschließlichder

StadtkreifeBromberg und Hohenflllch mit 4496 Quadratkilometern erhalten, während
es d a s S old a u e r L ä n d rh e n mit 842 Quadratkilometern an die Wojewodschaft
Warfchauhat abgeben müssen. Jn seinen neuen Grenzenumfaßt Pommerellen 2 5 4 1 3

Quadratkilometer. Die neu hinzugekommenen Gebiete sind dichter als das bisherige
Wojewodschastsgebietbesiedelt, fo daß Pommerellen in seinem neuen Umfange (nach dem

Bevölkerungsstandvom 9. Dezember 1931) durchschnittlich 73,4 Menschen je
Q u a d r a t k i l o m e t e r zählt. Jn seinem bisherigen Umfang hat Pommerellen (nach
dem.Stand von 4931) 1080 000 Einwohner gezählt. Mit dem Soldauer Ländchen
hat es 43 000 Menschen verloren, dagegen mit den kongreßpolnischenKreisen 457 000

und mit den posenschen Kreisen 373 000 Einwohner gewonnen, so daß Großpornmerellen«
1 8 6 7 0 00 E i n w o h n e r hat. Die größten Städte der Wojewodschaft sind Gdiklgem
Brotnberg,Leslau, Thora, Graudenz und Hohensalza. Davon haben Gdingen als

Hafenstadt, Th o r n als Wojewodschaftshauptstadt, B r o m b e r g als wirtschaftlicher
Vorort Großpommerellensund L e s la u als Zentrum der kongreßpolnischenKreise ihre
besondereBedeutung.
Für die neue Grenzziehung können k e i n e hist o r i s ch e n G t; ü-n d e angeführt

werden. Sie bedeutet keine Wiederherstellung der Verwaltungsgrenzendes altpolnischen
Staates; es wird mit ihr an keine geschichtlicheTradition der polnischen Staatlichkeit
angeknüpft.Vielmehr umfaßt das heutige Großpommerellenaußer den altpolnischen
WojewodschaftenKulm und Pommerellen den größten Teil der damaligen Wojewod-
schaften Hohensalza und Kujawisch Brest, einen erheblichen Teil der Wojewodschaft
Gnesen und des Netzedistrikts. Für die neue Grenzziehungsind vielmehr folgende Gründe
maßgebendgewesen. i. Die Erinnerung an die vom Wiener Kongreßgezogene d e u t s ch -

r u s s i sch e S t a a t s g r e n z e , die bisher in den inneren Verwaltungsgrenzen Polens
fortbestandenhat, soll restlos ausgetilgt und die Kulturscheide, zu der sich die

Staatsgrenze von 1815 im Laufe der Generationen vertieft hatte, soll durch den Zu-
sammenschlußbis 1920 staatlich von einander getrennter Gebiete ausgelöscht werden.

Hier hat also die nationale Empfindlichkeit der Polen bei der Ziehung
der neuen Verwaltungsgrenzen eine Rolle gespielt. 2. Der durch Versailles an Polen

gefalleneK ü st e n b e r e i ch soll durch die Erweiterung der Wojewodschaft ein r ä u m -

ich größeres und wirtschaftlich stärkeres Hinterland erhalten·
Pommerellen habe in seinem bisherigen Umfang nicht diejenigenAufgaben durchzuführen
vermocht, die — so lautet die polnische Begründung — von dem Verwaltungsgebiet erfüllt
werden müssen, das den Zugang Polens zum Meere darstellt. Der Wojewodschafts-
haushalt Pommerellens habe bisher nur zwei Fünftel des Haushaltes der früheren
preußischenProvinz Westpreußen betragen.- Die Wojewodschaft,die das Gebiet des
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deutschen Reiches in zwei Teile teile, müsse wirtschaftlich und politisch besonders gefestigt
dastehen. In dieser Hinsicht ist die Schaffung Großpommerellens e i n e d e r M a ß -

nahmen, die der Festigung der Stellung Polens an der Ostsee
zu dienen bestimmt sind.

Die Ziehung der neuen Wojewodschaftsgrenzen bedeutet also mehr als nur einen Akt

innerpolitischer Verwaltungsreform. Sie soll durch die Zuteilung kongreßpolnischer
Landesteile das deutsche Gesicht Posens und Pommerellens zum Verschwinden bringen-
Allerdings hat das zahlen-mäßige Verhältnis des sdeutschen zum
polnischen Bevölkerungsteil Pommerellens durch die Aenderung der

Verwaltungsgrenzen keine wesentliche Verschiebung erfahren. Nach den (zu niedrigen)
Angaben der Volkszählung von 1931 hat es im alten Wojewodschaftsgebiet 105 400, in

den bisher zu Posen gehörendenKreisen 50 500 und in den kongreßpolnischenKreisen

Der osten — anderthalb Jahrtausende germanischer Volksboden

Während die W es tg erm a nen, in ihren fiihrenden Stämmen die eigentliche
Icernzelle des deutschen Volkes, mehr das beharrende Element innerhalb der
Germanen bilden und in ihrer Ausdehnung sich stets auf die schrittweise

Angliederung uon Grenzmarken beschränken, uerkärpern die Nord-
und Os tgermane n das weitausgreifende Element der Kolonisation weiter

Räume durch die ganze germanisehe Priihgesehichte hindurch. Welle hinter Welle
branden die Nordgermanen seit der Bronzezeit über die Ostsee nach Ostdeutschland
und werden hier zu Ostgermanen, die nun eine erstmalige grofie Aufsiedlung
des Ostraumes in Angriff nehmen.

Schon um 1000 u. Zw. entwickelt sieh in Pommern und Westpreufjen ein

Stammesgebiet, aus dem die Bastarnen entstehen, die um 500 u. Zw. Uon der
unteren Oder bis zum Prisehen Hass,

Uon den Vorbergen der Sudeten bis zu den

Karpathen und den Pripetsiimpfen 1errsehen· lhr Portzug naeh Siidruflland fährt
sie in dem Raum zwischen Dnjepr und Donaumiindung ans schwarze Meer. wo sie
als erste Germanen im Angesicht der Mittelmeerwelt erscheinen.

Wenig später folgen ihnen aus Jiitland, Stidschweden und Norwegen mehrere

Stämme, als die bedeutendsten die Wandalen, Burgunden und Rugier,
die im Raume uon Stettin bis Elbing und naeh Siiden bis an die Sudeten-—

Karpathen seflhaft werden, einander vielfach durchdringend und iibersehichtend.
Sie bilden einen geschlossenen Block im ostdeutsch-polnisehen Raum, während die

ihnen stammuerwandten Kimbern und Teutonen an ihrem Zug ins Ufer-
lose zugrundegehen.

Der um die Zeitwende erfolgte Uebergang der Goten und Gepiden nach

der Weichselmiindung, inderen Umgebung sie sich festsetzen, löst dann eine grofJe
Bewegung der ostgermanischen Stämme aus, die in dem Ueber ang der wanda-
lischen Hasdingen nach Nordungarn und der Auswanderung der oten und Gepiden
nach Siidruflland und Siebenbiirgen gipfelt.

Um 400 n. Zw. entsteht eine neue Bewegung, uerursacht durch den Zusammen-
brueh des siidrussischen Gotenreiches. Teile der Rugier, Burgunden und Wandalen
wandern ab, teils nach Siidwesten, teils nach Siiden (»Rugiland« in Oesterreieh!).

Aber starke ostgermanische Reste verharren in der alten Heimat,
wo sie unter uon Osten kommendem Zustrom uon G oten erneut erstarken. Nörd-
lich der Warthe-Linie iiberwiegen Rugier und Goten, siidlich dauon Wandalen.

Notwendige Arbeitskräfte zur Landarbeit stellen Don den G o ten mit-

gebrachte siawische Knechte. Die starke Vermehrung der letzteren und
Mischheiraten befördern den Vorgang des Absinkens der Ostgermanen

,

in das

Slawentum, das in den gotisch-wandalischen Nachkommen eine Adelsschicht erhält,
deren Spuren sich bis ins Mittelalter an Personennamen, Wappenzeiehen (Runen!),
Uor allem aber an Gegenständen der Sachkultur verfolgen lassen.

Ergebnis: Seit dem ersten «-lahrtausend uor unserer Zeitreehnung unter-

liegt der Ostraum, uornehmlich der deutsche Osten und Polen, der Kolonissations-

tätigkeit ostgermanischer Stämme. Auch die teilweise Abwanderung um 400 n. Zw.
und das Einsickern der Slawen ändert hieran nichts, vielmehr Uerhilft wertuolles

germanisches Blutserbe den Slawen zu kulturellem Fortschritt Von I 000 u. Zw.
bis ins 7. Jahrhundert n. Zw·, d. h. mehr als 1500 Jahre, ist der
Osten germanisch!
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37 300 Deutsche gegeben,so daß unter Berücksichtigungdkg Soldauec Verlustes d a s

Deutschtum in Großpommerellen 192 600 Seelen zählt, was einem

Anteil an der Gesamtbevölkerung von 10,3 v. entspricht.
Das Deutschtum, das in den kongreßpolnischen,jetzt pommekellischen Kreisen Nypin,

LiPM- Leslau und Nessau ansåssig isi- stammt bereits aus der Zeit des Alk-

PDIUischen Staates. Vom Beginn des 18.Jahrhunderters an haben Deutsche
zumeisi aus dem Posenschen und dem unteren Weichselgebietin diese Gegend einlewandern
begonnen. Die bäuerliche deutsche Einwanderung, die sichwellenförmig nach Osten und
bis in die Mitte deg 49· Jahrhunderts nach Wolhynien fortsetzte, ist ein jüngerer
Zweig der zweiten deutschen Siedlungswelle, die von der Mitte des

17. Jahrhunderts an die Westgrenzen Polens zu überspülenbegann. An der Weichlel
zwischen der alten deutsch-russischenGrenze und Warschau gibt es Gebiete, bei deren

Besuch man glaubt, in eine deutsche Provinz verschlagenzu sein. Diese deutschen Weichsel-
kolonien des früheren Nussischpolen bilden mit denen in der alten Provinz Westpkellßell
ein zusammenhängendesGanzes. Freilich haben die deutschenKolonisten Konglkeßpolerle
seit der staatlichen Trennung kaum noch in Beziehung zu· denen in Preußen gestanden.
Sie sind im Reiche so sehr in Vergessenheit geraten gewesen, daß sie während des Welt-
krieges erst wieder förmlich neu entdeckt werden mußten. Jetzt wird ein Teil dieser
Deutschen,die, außer im Lodzer Jndustrierayon, gerade in den grenznahen Kreisen des

früheren Nussischpolen besonders dicht siedeln, mit dem stark gelichteten Deutschtuml
Posens und Pommerellens durch die Neuziehung der westpolnischenWojewodschaftsgrenzen
wieder in engere Beziehung gebracht. Es wird ein nicht immer leichter Prozeß del·

Angleichung sein, den die Deutschen in Großpommerellendiesseits und jenseits der

alten Staatsgrenze und Kulturscheide werden durchmachen müssen. Die Deutschen in den

bisher kongreßpolnischenKreisen sind in bezug auf ihren völkischwrganisatorischenAufbau
nach Lodz orientiert; ihr Schulwesell bekltht auf einer ganz anderen Grundlage-; kirchlich

gehörensie der unter der Diktatur des Nenegaten Bursche stehenden Evangelischen Kirche
JUngukgischenBekenntnisses an; ihre Wirtschaftsweise ist von derjenigen der Deutschen,
die über ein Jahrhundert lang unter der erzieherischen Wirkung des PreußischenStaates

gestanden haben, verschieden; uam. Auf der anderen Seite aber werden sie für das

ehemals preußischeDeutschtum als ein biologisch fruchtbares und bodenverwurzeltes.
zähes Kolonistenelement,das seit Generationen gewöhnt st im herrschenden Staat nicht s

einen Helfer und Förderer des deutschen Volkes, sondern ein Machtmittel des volks-

politischenGegners zu sehen und trotzdem an seinem Volkstum festzuhalten, einen überaus
wertvollen Zuwachs innerhalb der neuen gemeinsamen Verwaltungsgrenzen bedeuten·

OsttaudsChronik
Wieder ein deutscher
Gefängnis verurteilt

Der deutsche Wanderlehrer F r i e d -

rich Gellert wurde am 25.April in

Zempelkowo im Kreise Zempelburg

EPommerelleOverhaftet, bis zum nächsten
age festgehalten und dann dem Starosten

des Kreises Zempelburg vorgeführt. Er

wurde wegen ,,illegalen Deutschunterrichts«
zu drei Monaten Gefängnis und

Wanderlehrer zu

zur Tragung der Kosten des

Verfahrens
«

verurteilt. Der

,,illegale Deutschunterricht" hat, wie in

allen Fällen, in denen mit dieser Begrün-
dung deutsche Wanderlehrer verurteilt

wurden, darin bestanden, daß Gellert den

Eltern deutscher Kinder, die am Besuch
deutscher Schulen verhindert werden, N a t-
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schläge für den häuslichen deut-

schen Sprachunterricht erteilt hat.

Kokridortransitzügebestohlen
Vor dem Bezirksgericht zu Stargard

stand kürzlich eine mehrköpfigeDiebes-

bande, die in den« Jahren 1936s37
zahlreiche deutsche Korridor-

transitzüge bestohlen hatte, vor

Gericht. Die Diebe hatten aus den das

polnischeStaatsgebiet passierenden deutschen
ZügeWebwaren, kosmetischeArtikel, Glüh-
birnen, Kolonialwaren und andere Güter

gestohlen und an Hausierer weiterverkauft.
Zwei Täter wurden jetzt zu 18 Monaten,
zwei weitere zu 12 Monaten und sieben
weitere Personen wegen Diebstahls, Hehle-
rei und Beihilfe bis zu 6 Monaten

Gefängnis verurteilt.



8 deutsche Arbeiter entlassen
Von der Falvahütte wurden zum

1.Mai wieder 8 deutsche Arbeiter

entlassen. Als Begründung mußte
wieder die ,,Reorganisation«des Betriebes

herhaltenz Damit hat die Verwaltung der

Hütte die Serie der Deutschenentlassungen
fortgesetzt,mit der sie im November v. J.,
also ausgerechnet nach der Veröffentlichung
der deutsch-polnischen Volksgruppen-Er-
klärung, begann. Eine wirtschaftliche Be-

gründung für die fortgesetzten Entlassungen
kann nicht angeführt werden. Denn·die

Hütte ist so stark beschäftigtwie schon seit
vielen Jahren nicht mehr. Jhre Beleg-
schaft ist von 1 800 Mann im Jahre 1932

auf etwa 3000 Mann gestiegen. Erst in

letzter Zeit sind etwa 800 Arbeiter neu

eingestellt worden.

»Alle Hitlerowre erschießen!«

Jn R u p t a u (Kreis Rybnik) kam es

am Vorabend des polnischen Nationalfeier-
tages zu einer lärmenden deutschfeindlichen
Demonstration. Mit lautem Geschrei zogen

einige betrunkene Polen durch die Straßen
des Ortes. Sie machten in Drohrufen
gegen die örtlichenDeutschen ihrer national-

feiertäglichen Begeisterung Luft und

drohten, ,,alle Germanes totzu-
schlagen« und ,,alle Hitlerowce
zu e r s ch i e ß e n«. Besonderen Lärm voll-

führten sie vor dem Hause des Vertrauens-
mannes des Deutschen Volksbundes,
Maciejczyk

Die Arbeitsmarktklage in Danzig
Jm Jahre 1937 konnte die-. Zahl

der Arbeitslosen in der Freien
Stadt Danzig, die Ende Januar

1933, also einige Zeit vor der Machtüber-
nahme durch den Nationalsozialismus,
40 726 betragen hatte, auf-2686 gesenkt
werden. Die Zahl erreichte damit im

August 1937 einen Tiefstand, wie er bis

dahin seit dem Ende des Krieges noch
niemals zu verzeichnen war. Hatte es

bis zum Jahre 1937 noch darum gehandelt-
der durch die Wirren der Systemzeit ver-

schuldeten Massenarbeitslosigkeit zu steuern,
so machte Mitte 1937, wie im

Reiche, so auch in der Freien Stadt Danzig
zum ersten Mal bereits ein Mangel
an Arbeitskräften, besonders an

Facharbeitern verschiedener Berufsgruppen
bemerkbar. Der Aufschwung der Danziger
Metall-, vor allem der We rft-
industrie machte es notwendig, nicht
nur alle Metallarbeiter, die in der ersten

Etappe des Kampfes gegen die Arbeits-

losigkeit zunächsteinmal in den gerade ver-

fügbaren Arbeitsplätzen untergebracht
worden waren, in der Metallindustrie zu
konzentrieren, sondern auch an die be-

schleunigte Fachausbildung neuer Kräfte
heranzugehen. Besondere Aufmerksamkeit
wurde der Heranbildung eines geschulten
Stammes von landwirtschaft-
lichen Hilfsarbeitern gewidmet.
Die Gelegenheitsarbeit, die manchen Ar-

beitsfähigennoch von der Annahme eines

Dauerarbeitsplatzes fernhielt, wurde durch
die Einführung einer A u s w e i s k a r t e

für Gelegenheitsarbeiter ver-

mindert. Besonders erfreulich war es, daß
bereits 1936 und noch mehr 1937 auch die

Nachfrage nach älteren Arbeits-
k r ä f te n zusehends stieg. Die in das

berufstätige Alter eintretende J u g e n d

wurde, soweit möglich, in der Landwirt-

schaft untergebracht, wo sie, je nach
Wunsch und Eignung, zu gegebener Zeit, in

andere Berufe zur Ausbildung überwiesen
wurde. Vollen Erfolg hatten auch die

Bemühungen des Danziger Arbeitsamtes
um die Berufsschulung unge-
lernter, angelernter und ihres
ursprünglichen Berufes ent-

wöhnter männlicher und weib-

licher Personen. Von besonderer
Bedeutung war es auch, daß D a n z i g e r

Arbeitskräfte im Reiche unter-

gebracht werden konnten. Arn 31. Dezember
1937 befanden im Reiche 11911 Danzi-
ger Volksgenossenin Arbeit (gegenüber7 382

am Bi. Dezember 1936). Der Charakter
dieser Arbeitsvermittlung ins Reich hatte

im Jahre 1937 gegenüber dem Vor-

jahre insofern geändert, als diese Ver-

mittlung ursprünglich eine sozi-
ale Hilfe des Mutterlandes

fü r D a n zi g darstellte, dann aber ange-

sichts des wachsenden Mangels an Arbeits-

kräften im Reich mehr und mehr zu ein-er
arbeitsmarktpolitischen Unterstützung des

JRutterlandes d u r ch D a n z i g wurde.

KirchenpräsidentD. Voßf

Am 6. Mai starb in Breslau an den«

Folgen einer Dperation der Präsident
der Unierten Evangelischen
Kirche Ostoberschlesiens, D. Her-
mann Voß-Kattowitz, im Alter
von 65 Jahren. D. Voß war nach einer

mehrjährigenAmtstätigkeit in Wüstegiers-
dorf, Liegnitz und Friedeberg seit 1904 in

Oberschlesien tätig, und zwar zunächst als

Pastor in Kattowitz, von 1919 an als

Superintendent in Pleß und seit 1923 als
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Präsident der nach dek Abtrennung Ost-
oberschlesienggebildeken Unierten Evange-
lischen Kirche«Jkn vergangenen Jahre
wurde Dvaß aus Grund des Verfassungs-
widrigen GesetzesVom 15. Juli 1937 ge-

waltsam seines Amtes ent-

hoben und durch einen polnischen Laien,
den Rechtsanwalt Michejda, ersetzt. Trotz-
dem galt D. Voß nach wie vor als der

rechtmäßige Präsident der von

ihm fast anderthalb Jahrzehnte geleiteten
Kirche.

Bücher über den Osten
,

Die Kämpfeim Backikum nach der zweiten
Einnahme von Riga· 3· Band der »Dur-
stellungen aus den Nachkriegskämpsendeutscher
Truppen und erjkokpSC Jm Austrage des

Neichskriegsministekiukngbearbeitet und heraus-
gegeben von dek Kriegsgeschichtltchen
Korschunggzanstakk des sHeeres.

Verlag E. S. Mikklek u· Sohn, Berlin 1938.

208 Seiten mit 7 Karten und Skizzen und 14

Abbildungenauf Tafeln· —- Der vorliegende
Band bildet mit dem zweiten Band dieser
Schriftenreihe,der unter dem Titel »Der
Fridng im Baltikum bis zur ztveiken Einnahme
von Niga« erschienen ist, eine Einheit. Seine

Darstellungsetztdort ein, wo mit der Eroberung
Nigas der Höhepunktdes deutschen Baltikunn

Unternehmens erreicht war und sich Mit dem

Vorstoß der Baltischen Landeswehr Und der

formell der Regierung Needra unterstellten
reichsdeutschenFormationen nach Wenden das

Kriegsglückgegen die Deutschen zu wenden und
der Einiakzder Machtmittel der Entente die

rrnilitärischeBewegungsfreiheit der deutschen
Druppen mehk und mehr zu lähmen begann.

n allen militärischenEinzelheiten, unter der

gebotenen Berücksichtigungder politischen Zu-
sammenhänge,werden in dieser durch soldatische
Nüchternheitund Geradheit ausgezeichneten
Darstellungdie einzelnen Phasen der Tragödie
der deutschenTruppen im Baltikum geschildert:
der ZUlAMMenstvßbei Wenden und Groß-Roop
mit den Esten und den Truppen der Ultnanis-

Regierun, die Räumung Rigas, die hinter-
hältige Politikder Engländer, die Unent-

schlossenheit einer Reichsregierung ohne natio-
rIAleS Rückgrat,die Unterstellung der reiche-
deUkichert Truppen und Freikorps unter die

Befehlthjewalt der lebensunrähigen »Westrussi-
schen Nepublik«,der neuerliche Vorstoß nach
Thorensberg, die Sperrung der reichsdeutschen
Hilfe- der ständigeKleinkrieg um die rück-

wärtigen Verbindungenmit lettischen und litau-

ischen Banden und regulären Formationen, usf.
Die militärischenVorgänge sind erschöpfend
geschildert. Die politischen Ereignisse sind, soweit
notwendig, behandelt« Jn deren Bewertung
ist die Darstellungzurückhaltend und vorsichtig,
wo den Bearbeitern die Zusammenhänge noch
nicht restlos geklärt erschienen. Die besonderen
PsychongjschenMomente,die sich für die Kriegs-
fÜhrlMg im Baltikum z. B. aus dem Charakter
der FVEEFDTPSergaben, die weniger auf der un-

bedingten Gehorsamspflichtals auf der frei-
willigen Gesolgschaststreue der Mannschaft
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gegenüber der Person ihres Führers UUfgebUUk
waren, werden in der Darstellung klar und

nüchtern abwägend herausgearbeitek. Jtl der

Beurteilung mancher Ereignisse militärischer,
aber vor allem politischer Natur unterschekdet
sich die vorliegende Darstellung verständlicher-
weise von manchen persönlichen Erinnertingen,.
die von den damals unmittelbar beteiligten
Führern des Baltikumunternehmens veröffent-
licht worden sind.
öffentlichungenzum Vergleich heranzuziehen.
Eine kurze Sonderdarstellung haben in einem

Anhang die Kämpfe des deutschen Grenzschutzes
in Litauen von Ende Februar bis Anfang Sep-
tember 1919 erfahren. Dr.K.

Der Ostseeraum. Von Wulf Siewert.
Heft 8 der Schriftenreihe »Macht und Erde«.

Verlag B. G. Teubner, Leipzig-Berlin 1938.

99 Seiten. Preis 1,80 RM.
9 Kartenskizzen ausgestattete Heft gibt einen

guten Ueberblick über die Fragen des Ostsee-
raumes. Die wesentlichen und großen Zu-
sammenhänge werden klar her-ausgearbeitet
Nützlichwäre eine stärkere Hervorhebung der

politischen Ostseeideologiengewesen, die seit dem

Weltkriege von den verschiedenen Anlieger-
staaten dieses Meeres herausgestellt werden.
Vor allem die polnische, aber auch die litauische
,,Meeresideolvgie" hätte einer kritischen Sich-
tung ihrer Argumente bedurft. Die gegen-

wärtige Stellung Danzigs hätte, namentlich im

Hinblick aus Gdingen, eine scharfe Beleuchtung
verdient. Jm übrigen ist die Schrift, die in den

beiden ersten Kapiteln die geopolitischen, völki-
schen und kulturellen Grundlagen des Ostsee-
raumes, in einer geschichtlichen Uebersicht das

Ringen um die Ostseeherrschaft und in drei

weiteren Abschnitten den Einfluß-des Welt-

Frieges aus den Ostseeraum, die Nachkriegs-
entwicklung und die gegenwärtige politisch-
strategische Lage in diesem Raum behandelt-
recht brauchbar. DE K.

Passion itn Osten. Von Max Wede-

meyer. Agentur des Rauhen Hauses GmbH.,
Hamburg 1938. 404 Seiten. ,Preis Leinen

2,80 RM. — Wedemeyer erzählt das Schick-—
sal eines deutsch-baltischen Pastors während der

Bolschewistenherrschaft in Riga. Die ungebeugte
seelische Kraft, die das baltische Deutschtum,
auch dort, wo es nicht kämpfend an der Front
stehen konnte, unter dem Terror der Bolsche-
wisten bewies, ist in der Gestalt dieses Pastors
verkörperh der die Kraft, die ihm der Glaube

Es ist interessant, diese Ver-·

Das mit -
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an Gott und an Deutschland gab, seinen Lei-

densgenossen mitteilte und noch im Sterben

seine Mörder besiegte. Dr» K.

Der Berg der Rebellen. Von K u r t

E g g e r s. Schwarzhäupter-Verlag, Leipzig-
Berlin 4937. 272 Seiten. Preis einen

4,— RM. —- Es ist ein Stück Nachkriegs-
geschichte, das Kurt Eggers in diesem Buche
dichterisch nachgezeichnet hat. Jm Mittelpunkt
der Handlung steht die Kameradengruppe des

Leutnants Maßmann, die inmitten des deutschen
Zusammenbruches, ständig vom Argwohn der

Novemberrepublik belauert und notdürftig in

bürgerlichen Berufen untergebracht, auf den

Augenblick des neuen Einsatzes für Deutsch-
land wartet. Dieser Augenblik ist gekommen,
als der Pole zum dritten Mal die Fackel des

Aufruhrs über das gequälte deutsche Ober-

schlesien schwingt. Der Sturm auf den Anna-

ber, den Kurt E gers in enger Anlehnung an

die tatsächlichenEreinisse des 21. Mai 1921

schildert, bildet den Böhepunktdes von starker
D namik erfüllten Buches. Das Freikorps
»GchwarzeGarde« und die Gestalten des Leut-
nants Maßmann und seiner Freunde sind zwar
dichterische Erfindung, der Hintergrund, auf
dem sich ihr Schicksal abspielt, aber ist die ge-
schichtliche Wirklichkeit der oberschlesischen Not-

zeit, einer Wirklichkeit, die es mit sich brachte,
daß Männer, die für die Deutscherhaltung
Oberschlesiens kämpften, von ihrer Regierung
als Rebellen verfemt und preisgegeben wurden.

Dr.K.

Annabergfaga. Von Alfons Hayduk
Verlag »Der Oberschlesier«,Oppeln 1938.

32 Seiten. Preis geb. 1,— RM. — Die
22 Gedichte dieses einfach und geschmackvoll
ausgestatteten Bändchens besingen den Anna-

berg, Oberschlesiensheiligen Berg. Sie besingen
ihn als den Berg, der die Erinnerung an die

germanische Vorzeit dieses deutschen Grenz-
landes bewahrt hat, der in die trüben und

heiteren Tage der zu seinen Füßen wohnenden
Menschen hineinragt, der viel Blut um dieses
Land fließen sah, den die deutschen Freikorps im

ingen um die Grenze und um ein neues

Deutschland erstürmten, und der heute mit

Jugendburg und Ehrencnal zu einem Sinnbild
des deutschen Grenzkampfes wurde: »Und ist
Gefahr je im Verzuge, das Land der Oder

hart in Not, dann dröhnt der Berg, und seine
Hüter steigen erhobnen Schilds ins Morgen-
rot . . .« Dr.K.

Götter kämpfen. Ein Deutschordensroman.
Von Heinrich Bauer. Verlag Gräse
und Unzer, KönigsbergPr. 1936. 331 Seiten.
— Es gibt Bücher, die in ihrer ganzen Anlage
dadurch bedenklich erscheinen, daß sie gleichsam
unter dem Schorf der Geschichte des deutschen
Volkes nach Wunden suchen, in denen sich mit

Genuß herumstochern läßt. Es muß leider ge-

sagt werden, daß mit dem vorliegenden Roman

auch Heinrich Bauer, von dem man sonstBesseres
gewohnt ist, einen Beitrag zu dieser historischen
Literatur geliefert hat. Heinrich Bauer
ist zwar nicht zu jener bewußten Verächtlich-
machung des Deutschen Ordens gelangt,

die die litauische Publizistik an dem Ro-

man des Grafen Kayserlingk, »Monte der

Rebell«, so lobenswert fand; aber die Frage
nach einer deutschen Rechtfertigung der

Themenstellung und Themenbehandlung wird

sich auch bei dem Bauerschen Roman nur schwer
beantworten lassen. Daß im Namen der rö-

mischen Kirche in allen Ländern ungezählte
Menschen umgebracht und viele freiheitsliebende
Völker unterdrückt worden sind, ist eine ge-

schichtliche Tatsache, die sich nicht ableugnen
läßt. Daß auch in Preußen (übrigens von

beiden Seiten) hart und oft grausam gekämpft
worden ist, ist gleichfalls nicht zu bestreiten.
Wenn diese Frage aber, wie im vorliegenden
Falle, in Romanform behandelt wird, dann

kann der Verfasser sich nicht auf die Schilde-
rung des Kampfes allein beschränken,ohne dem

siegenden, also dem deutschen Teil Unrecht zu
tun. Denn stärker als in einer sachlich-nüch-
ternen geschichtlichenDarstellung tritt im Roman
der Gedanke der sittlichen, gefühlsmäßigenWer-

tung der Gegner hervor. Nun ist es aber so,
daß bei dem Kampf zwischen Orden und

Pruzzen für die letzteren die Rechtfertigung im

Kampfe selber gelegen hat, da es um ihre
Freiheit ing; dagegen hat für den Orden die

sittliche Fündzugleich geschichtliche) Rechtferti-
gun seines Handelns erst in der späteren Aus-
wir ung des Kampfes gelegen: in der Blüte,
die er dem Lande geschenkt und auch den

Bewohnern mitgeteilt hat, die vorher seine
Gegner waren. Jndem Heinrich Bauer in

seinem Roman diese Wirkung des Kampfes

unberücksichtxigtläßt, verzichtet er darauf, dem

Deutschen rden die verdiente Rechtfertigung
zuteil werden zu lassen, und damit der Tragik des

pruzzischen Unterganges das versöhnende Mo-
ment einer größeren Auferstehung entgegenzu-
stellen. Und er übersieht auch noch ein Anderes:
daß die »eribeit« geschichtsloser Stämme
gegenüber der fruchtbaren Kraft eines ge-

schichtegestaltenden Volkes keine innere Existenz-
berechtigung hat. Dr.K.

Maria Walewska. Ein Roman um Na-

poleons geheime Liebe. Von Ortave Aubry.
Aus dem Französischen übersetzt von Erich
P«ochlatko. Franckhsche Verlagsbuchhandlung,
Stuttgart 1937. 188 Seiten. Preis karton.
3,80 RM., Leinen 4,80 RM. —- Der franzö-
sische Verfasser dieses Romans besitzt als

Napoleon-Biograpl) einen Namen. Die Heldin
des Romans, Grüfin Maria Walewska, spielt
noch heute in der polnischen Kulturpropaganda
eine für deren Psychologie sehr bezeichnende
Rolle. Von 1807 an bis zum Sturze des Korsen
war Maria Walewska dessen Geliebte oder

vielmehr die bevorzugteste unter den Geliebten.
Jhr Gatte, Graf Walewska, wußte sein Schick-
sal mit Würde zu tragen. Die polnische
Gesellschaft umgab das Liebesverhältnis Maria

Walewskas zu Napoleon mit dem Glorienschein
eines patriotischen Opfers. Fürst Joseph
Poniatowski überreichte der Gräfin im Namen
der Mitglieder der Provisorischen Regierung,
die sich beim Zusammenbruch Preußens in

Warschau gebildet hatte,·eine Bittschrift, in
der diese angefleht wurde, den Wünschen des
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und, wie einst Esther,
die sich dem Perserkönig Ahasver preisgab,
durch ihr Opfer ihre Nation vor dem Unter-

Onge zu retten. Napoleon versprach Maria

alewska Polen alg Staat wiederauferstehen
zu lassen. Aber er war Staatsmamr genug,
um in seinem praktischen Handeln thttk und
Liebe von einander zu trennen. Ek spielteMit

dem Gedanken, sie nach seiner Scheidung von

Josei-hine,die ihm keinen Thronerben»schenkte,
zUk Kaiserin zu erheben. Aber es hatte wohl
kaum der Ränke seines Ministeks Fvllchebe-

dUrst- Um ihm die Vermählung mit emer Habs-
burgerin als politisch richtiger und seinem Ehr-
geiz entsprechender erscheinen zu lassen. Er

schka ihr, den Sohn, den sie ihm schenkte,zum

kksten König eines von ihm wiedererrichteten
Polen zu machen. Aber das Schicksal ersparte
es ihm- sich an die Einhaltung dieses Schwures
erinnern lassen zu müssen. Die Hoffnungen,
die der polniiche Adel auf Maria Walewska
siegt hatte, erfüllten sich nicht Was dek

del dem Korsen nicht abzutrotzen wußte, ver-

mochte die Gräfin von ihrem Geliebten auch
nicht zu etschmeicheln. Sie war für ihn Er-

holung Und Freude und eine Frau, der er

iMeklich näher stand; ihm aber eine bessere
Meinung von den polnischen Mä nnern bei-

zubringen, war sie offenbar nicht geeignet.
Allka Versteht es in seinem Roman, das Ver-

hältnis Napoleons zu Maria Walervska mit

giewinnenderWärme zu schildern und einen

sinblick in die Jntrigen und Widerwärtigkeiten
zU geben, die das Erscheinen der polnischen
Gräfin in der Pariser Hofgesellschaft herkarig.I·." .

Deutscher Geist — deutscher Osten- Zehn
Reden von Josef Nadler. Verlag R.

Oldellbvllkg,München-Berlin1937. 223 Seiten.
Preis 5,50 RM. — Das Thema der zehn
Reden des bekannten süddeutschen Literar-

historikers bilden die geisti gestaltenden Kräfte
des deutschen Ostens. Grillparzer,Hamann,
Herber, Kant, Kleist, Abraham a Santa Clara,
Leibniz sind es neben Goethe, die als Re-

präsentanten des ostdeutschen Geisteslebens in
den Rai)n1en ihrer gesamtdeutschen Bedeutung
hineingestellt, und in den Umbrüchen des

Denkens, die sie ausgelöst haben, dargestellt
werden. Von Oesterreich nach Niedersachsen-
von Königsbergnach Zürich, von Weimar nach
Wien, quer über den gesamtdeutschen Raum
werden die Spannungen und Zusammenhänge,
unter denen diese schöpferischenGestalten des

deutschen Geisteslebens gestanden haben, ver-

Kaisers zu willfahren

folgt. Dr K

Gaben des Glückes. Aus dem Buch meines
Lebens. Von V. A. Koskenniemi. Aus
dem Finnischen übersetzt von Rita Oehquist.
Verla Albert Langen —- Georg Müller,
Münzen1938. 165 Seiten. Preis 3,50 NOR.
—- Koskenniemi ist einer der bekanntesten

finnischen Dichter und als Dichter ein Lehrer,
Erzieher und Vorkämpfer seines Volkes, das im

äußersten Nordosten Europas auf der Wacht
gegen die zerstörendenKräfte Asiens steht. Jn
dem vorliegenden Buch erzählt er von seiner
Jugend. Gedankenreichund humorvoll weiß er

von seinen frühesten Kindheitserinnerungen zu

erzählen.Ueber Dinge, Erei nisse und Menschen,
die das aufgeschlossene Gemütdes Knaben

bewegt und, oft erst später bewußt, wegweisend
auf sein Leben ein ewirkt haben, wird in durch-
aus persönlicherFqärbungund doch allgemein-
gültig berichtet. Oft spielt schon in das Leben
des Schülers der Kampf um die Freiheit
Finnlands hinein und stellt damit die Geschichte
dieser Jugend in den Rahmen eines größeren
Geschehens in das der Erzähler als Dichter
mitgestaltend hineingewachsen ist. Hin und

wieder klingt auch des Verfassers Einstellunq
zu Deutschland an, zu dein er nicht lange na

dem Kriege in einem in Deutschland selbst viel

zu wenig bekannten Gedicht »Die Wacht am

Rhein« ein ergreifendes Bekenntnis abgelegt
hat: »

. . . Doch Deutschlands Sonne ist der-

Menschheit Sonne und Deutschlands Nacht
die Nacht der Menschlichkeit«. Dr;K.

Schlesischer Totentanz. Erzählungen von

August Scholtis. Schwarzhäupter Ver-

lag, Leipzig 1938. 120 Seiten. — Es sind
sieben kleine Erzählungen aus dem Hutt-
schiner Ländchen, die Scholtis in diesem Bänd-
chen vereinigt hat. Drei von ihnen sind von

den Zeitschriften »Die neue Linie« und ,,Schle-·
sische Monate-hefte« mit Preisen ausgezeichnet
worden. Scholtis versteht es, die einfachen
Menschen seiner Hultschiner Heimat zu schil-
dern. Es sind Menschen, deren schlichtesDenken

sich an den politischen Umwälzungen der Nach-
kriegszeit stößt, deren Heimattreue sich in den

stillen Tälern des Oppalandes ebenso wie in
der Fremde, wohin alljährlich Tausende von

ihnen als Saisonarbeiter ziehen, bewährt, deren

deutscher Stolz sich in der einfachen Würde er-

weist, mit der die Bewohner eines Dorfes das
Andenken eines für Deutschland Gefallenen
ehren, oder deren sicherer Sinn für Gerechtigkeit
seinen Ausdruck in abergläubischen Erschei-
nungen findet, die der Meineid eines Dorf-
genossen hervorruft-. Die Erzählungenzeigen,
wie sehr noch in Scholtis selber die guten und

bösen Geister seines Heimatdorfes und die trieb-

haften Bindungen des bäuerlichen Denkens
fortleben. Dr.: K.
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